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Gesetz 

zur Änderung des Gesetzes über die Bundesanstalt für Flugsicherung 

Vom 15. August 1974 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Rundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesotz über die Bundesanstalt für Flugsiche¬ 
rung vom 23. Marz 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 70), 
geändert durch Artikel 34 Abs. 2 des Kostenermäch- 
tigungs-Änderungsgeselzes vom 23. Juni 1970 (Bun- 
desgesetzbl. T S, 805), wird wie lolgt geändert: 

Nach § 4 werden folgende §§ 4 a und 4 b oingefügt: 

§ 4 a 

(1) Für die ßeainien des geliobenen Flugverkehrs- 
kontrolldiensles und für die Beamten in Aufsichts¬ 
funktionen des FlugverkehrskontrolIdienstGs bei 
Außenstellen der ßimdesanstait für Flugsicherung 
bildet das vollendete .52. Lebensjahr die Alters¬ 
grenze. 

(2) AA/eiin dringende dirmstliehe. Rücksich len die 
Fortführung des Dienstes erfordern und die Taug- 
lichkcil für den dienstlichen Einsatz fortbesteht, 
kann ^lbwGichend von § 4! Abs. 2 Satz 2 des 
Bundesbe amten g eso tzes der BundcsminiiSter für 
Verkehr im EinzellaM den Einliitt in den Ruhestand 
für jeweils ein Jahr, jedoch nicht über die Vollen¬ 
dung des 55. Lebensjahres hin nusschieben. 

(3) Das Ruhegehalt wird für Beamte im Flugver- 
kehr.skontroildienst auf Lebenszeit, die wegen Er- 


reichens der Altersgrenze nach den Absätzen 1 und 2 
in den Ruhestand treten, erhöht. Die Erhöhung be¬ 
trägt bei Eintritt in den Ruhestand mit Vollendung 
des 52. Lebensjahres sechs vom Hundert der ruhe¬ 
gehaltfähigen Dienstbezüge und vermindert sich bei 
späterem Eintritt in den Ruhestand mit jedem wei¬ 
teren vollendeten Lebensjahr um eins vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Das Ruhege¬ 
halt darf fünfundsiebzig vom Hundert der ruhege¬ 
haltfähigen Dienstbezüge nicht übersteigen. 

(4) Beamte im Fiugverkehrskontrolldiensl, die 
nach Absatz 1 oder 2 in den Ruhestand treten, er¬ 
halten neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich in 
Llöhe des Siebeneinhaibfachen der Dienstbezüge des 
letzten Monats, jedoch nicht über zwölf tausend 
Deutsche Mark. Der Ausgleich ist bei Eintritt in den 
Ruhestand in einer Summe zu zahlen. 

§ 4b 

Auf das fliegende Personal von Meßflugzeugen 
der Bundesanstalt für Flugsicherung findet § 26 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes entsprechende An¬ 
wendung. 

Artikel II 

Übergangsregelungen 

(1) Für Beamte im Flugverkehrskontrolldienst, die 
Funktionen nach § 4 a Abs. 1 ausüben und bei In- 
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k ratI treten des Gesetzes das 60. Lebensjahr vollendet 
haben, verringert sich der Betrag nach § 4 a Abs. 4 
um jeweils ein Fünftel mit jedem Dienstjahr, das 
über das voll endete 60. Lebensjahr hinaus geleistet 
w Lirde. 

(2) Die Zeit bis zuin 31. Mai 1953, während der ein 
Beamter im Sinne des § 4 a Abs. 1 nach Vollendung 
des siebzehnten Lehrensjahres vor der Berufung in 
das Be amten Verhältnis als Beamter im Flugsiche¬ 
rungsbetriebsdienst, in diesem Dienst bei der Civil 
Aviation Brauch (CAB) oder der Civil Aviation 
Division (CAD) tätig gewesen ist, kann als ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn 


diese Tätigkeit ohne von dem Beamten zu vertre¬ 
tende Unterbrechung bei der Bundesanstalt für 
Flugsicherung fortgesetzt worden ist. 

Artikel III 
Inkrafttreten 

Es treten in Kraft: 

1. Artikel I § 4 a und Artikel II am ersten Tage des 
auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
neunten Kalendermonats. 

2. Artikel I § 4 b am Tage nach Verkündung des 
Gesetzes. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 15. August 1974 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 
Dr. Helmut Kohl 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Genscher 

Der Bundesminister für Verkehr 
Gscheidle 
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1971 


Bekanntmachung 

der Neufassung des Gewerbesteuergesetzes 

Vom 15. August 1974 


Auf Grund des § 35 d des Gewerbesteuergcsetzes 
in dorr Fassung der Bekanntmachung vom 20. Okto¬ 
ber 1999 (ßundesgesetzbl. I S. 2021) wird im Einver« 
ntthuum mit dom Bundesmini st er des Innern nach- 
s teil (Mid der Wortlaut dos Gewerbcsteuergesetzes 
11 ntrvr Brn ücksichtigung 

a) des St(MiorandGrungsgeselzes 1971 vom. 23, De- 
/emlxrr 1970 (BundesgesetzbL I S. 1856), 

b) d(‘S Ikvwcrrl ungsändeyrungsgosetzes 1971 vom. 
27. Juli 1971 (Bundesgeselzbl. I S. 1157), 

c) des Gesetzes zur Änderung des Gewerbesteuer- 
gesetzes vorn 27, August 1971 {Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1425), 

d) des Gesetzes zur Wahrung der steuerlichen 
Gleichmäßigkeit bei Auslandsbeziehungen und 
zur Verbesserung der steuerlichen Wettbewerbs¬ 
lage bei Auslandsinvestitionen vom 8. Septem¬ 
ber 1972 (BundesgesetzbL I S. 1713), 

e) des Vermögensteuerreformgesetzes vom 17. April 
1974 (Bundesgeselzbl. I S. 949) und 

f) des Zweiten Steueränderungsgesetzes 1973 vom 
18. Juli 1974 (BundesgesetzbL I S. 1489) 

bek a ri n tge m a cht. 


Bonn, d(3n 15. August 1974 

Der Bundesminister der Finanzen 
Hans Apel 
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Abschnitt I 
Allgemeines 

§ I 

Steuerberechligte 

Die Gtuneinden sind berechligt, eine Gewerbe¬ 
steuer als GcMTieindc^stc'uer /u erheben. 

§2 

Steuergegenstand 

(1) Der Gewerbesteuer unterliegt jeder stehende 
Gewerbebetrieb, soweit er im Inland betrieben 
wird. Unter Gewerbebetrieb ist ein gewerbliches 
Unternehmen im Sinne des Einkommensteuergeset¬ 
zes zu verstehen. Im Inland betrieben wird ein Ge¬ 
werbebetrieb, soweit für ihn im Inland oder auf 
einem in einem inländischen Schiffsregister einge¬ 
tragenen Kauffahrteischiff eine Betrieb statte unter¬ 
halten wird. 

(2) Als Gewerbebetrieb gilt stets und in vollem 
Umfang die Tätigkeit 

1. der offenen Handelsgesellschaften, Kommandit¬ 
gesellschaften und anderer Gesellschaften, bei 
denen die Gesellschafter als Unternehmer (Mit¬ 
unternehmer) des Gewerbebetriebs anzusehen 
sind; 

2. der Kapitalgesellsc.hallen (Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesell¬ 
schaften mit beschränkter Haftung, Kolonialge¬ 
sellschaften, bergrechtliche Gewerkschaften), der 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und 
der Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. 
Ist eine Kapitalgesellschaft in. ein anderes inlän¬ 
disches gev^rerbliches Unternehmen in der Weise 
eingegliedert, daß die Voraussetzungen des § 7 a 
Abs. 1 Ziff. 1 und 2 des Körperschaftsteuergeset¬ 
zes erfüllt sind, so gilt sie als Betriebstätte des 
anderen Unternehmens. Dies gilt sinngemäß, 
wenn die Eingliederung im Sinne der vorbezeich- 
neten Vorschriften im Verhältnis zu einer inlän¬ 
dischen im Handelsregister eingetragenen Zweig¬ 
niederlassung eines ausländischen gewerblichen 
Unternehmens besteht. 

(3) Als Gewerbebetrieb gilt auch die Tätigkeit der 
sonstigen juristischen Personen des privaten Rechts 
und der nichtrechtsfähigen Vereine, soweit sie 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (ausgenom¬ 
men Land- und Forstwirtschaft) unterhalten. 

(4) Vorübergehende Unterbrechungen im Betrieb 
eines Gewerbes, die durch die Art des Betriebs ver¬ 
anlaßt sind, heben die Stcuerpflicht für die Zeit bis 
zur Wiederaufnahme des Betriebs nicht auf. 

(5) Geht ein Gewerbebetrieb im ganzen auf einen 
anderen Unternehmer über, so gilt der Gewerbebe¬ 
trieb als durch den bisherigen Unternehmer einge¬ 
stellt. Der Gewerbebetrieb gilt als durch den ande¬ 
ren Unternehmer neu gegründet, v^renn er nicht mit 
einem bereits bestehenden Gewerbebetrieb verei¬ 
nigt wird. 

(6) Der Gewerbesteuer unterliegen nicht Betrieb¬ 
stätten, die sich außerhalb des Geltungsbereichs des 


Grundgesetzes in einem zum Inland gehörenden Ge¬ 
biet befinden, in dem Betriebstätten von Unterneh¬ 
men mit Geschäftsleitung im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes wie selbständige Unternehmen zur 
Gewerbesteuer herangezogen werden. Im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes gelegene Betriebstätten 
eines Unternehmens, dessen Geschäftsleitung sich 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
in einem Gebiet der in Satz 1 bezeichneten Art be¬ 
findet, werden wie selbständige Unternehmen zur 
Gewerbesteuer herangezogen. 

(7) Inländische Betriebstätten von Unternehmen, 
deren Geschäftsleitung sich in einem ausländischen 
Staat befindet, mit dem kein Abkommen zur Ver¬ 
meidung der Doppelbesteuerung besteht, unterlie¬ 
gen nicht der Gewerbesteuer, wenn und soweit 

1. die Einkünfte aus diesen Betriebstätten im Rah¬ 
men der beschränkten Einkommensteuerpflicht 
steuerfrei sind und 

2. der ausländische Staat Unternehmen, deren Ge¬ 
schäftsleitung sich im Inland befindet, eine ent¬ 
sprechende Befreiung von den der Gewerbe¬ 
steuer ähnlichen oder ihr entsprechenden Steuern 
gewährt, oder in dem ausländischen Staat keine 
der Gewerbesteuer ähnlichen oder ihr entspre¬ 
chenden Steuern bestehen. 

(8) Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört 
auch der der Bundesrepublik Deutschland zustehen¬ 
de Anteil am Festlandsockel, soweit dort Natur¬ 
schätze des Meeresgrundes und des Meeresunter¬ 
grundes erforscht oder ausgebeutet werden. 

§2a 

Arbeitsgemeinschaften 

Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Ziff. 1 gilt nicht für 
die Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital für Arbeitsgemeinschaften, de¬ 
ren alleiniger Zweck sich auf die Erfüllung eines 
einzigen Werkvertrags oder Werklieferungsver¬ 
trags beschränkt, es sei denn, daß bei Abschluß des 
Vertrags anzunehmen ist, daß er nicht innerhalb 
von drei Jahren erfüllt wird. Die Betriebstätten der 
Arbeitsgemeinschaften gelten insoweit anteilig als 
Betriebstätten der Beteiligten. 

§3 

Befreiungen 

Von der Gewerbesteuer sind befreit 

1. die Deutsche Bundespost, die Deutsche Bundes¬ 
bahn, die Monopolverwaltungen des Bundes 
und die staatlichen Lottcrieunternehmen; 

2. die Deutsche Bundesbank, die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau, die Lastenausgleichsbank (Bank 
für Vertriebene und Geschädigte), die Deutsche 
Siedlungs- und Landesrentenbank, die Landwirt¬ 
schaftliche Rontenbank, die Bayerische Landes¬ 
anstalt für Aufbaufinanzierung, die Landeskre¬ 
ditbank Baden-Württemberg, die Hessische Lan- 
desentwicklungs- und Treuhandgesellschaft mit 
beschränkter Haftung, die Wirtschaftsaufbau¬ 
kasse Schleswig-Holstein Aktiengesellschaft 
und die Reichsbank; 
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3. (gestrichen) 

4. (gestrichen) 

5. Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossen¬ 
schaften und ähnliche Realgemeinden. Unterhal¬ 
ten sie einen Gewerbebetrieb, der über den Rah¬ 
men eines Nebenbetriebs hinausgeht, so sind sie 
insoweit steuerpflichtig; 

6. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem 
Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung 
und nach der tatsächlichen Geschäftsführung 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen. 
Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb — 
ausgenommen Land- und Forstwirtschaft — un¬ 
terhalten, ist die Steuerfreiheit insoweit ausge¬ 
schlossen; 

7. Hochsee- und Küstenfischerei, wenn sie mit we¬ 
niger als sieben im Jahresdurchschnitt beschäf¬ 
tigten Arbeitnehmern oder mit Schiffen betrie¬ 
ben wird, die eine eigene Triebkraft von weni¬ 
ger als 100 Pferdekräften haben; 

8. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften so¬ 
wie Vereine, wenn sich ihr Geschäftsbetrieb be¬ 
schränkt 

a) auf die gemeinschaftliche Benutzung land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebseinrichtun¬ 
gen oder Betriebsgegenstände, 

b) auf Leistungen im Rahmen von Dienst- oder 
Werkverträgen für die Produktion land- und 
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse für die Be¬ 
triebe der Mitglieder, wenn die Leistungen 
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft lie¬ 
gen; dazu gehören auch Leistungen zur Er¬ 
stellung und Unterhaltung von Betriebsvor¬ 
richtungen, Wirtschaftswegen und Boden¬ 
verbesserungen, 

c) auf die Bearbeitung oder die Verwertung der 
von den Mitgliedern selbst gewonnenen 
land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse, 
wenn die Bearbeitung oder die Verwertung 
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
liegt oder 

d) auf die Beratung für die Produktion oder 
Verwertung land- und forstwirtschaftlicher 
Erzeugnisse der Betriebe der Mitglieder. 

Die Befreiung ist ausgeschlossen, wenn die Ge¬ 
nossenschaft oder der Verein an einer Perso¬ 
nengesellschaft beteiligt ist, die einen Betrieb 
unterhält. Die Beteiligung an einer steuerbefrei¬ 
ten Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft 
oder eine nur geringfügige Beteiligung an einer 
nicht steuerbefreiten Erwerbs- oder Wirtschafts¬ 
genossenschaft oder an einer Kapitalgesellschaft 
schließt die Befreiung nicht aus; das gleiche 
gilt, wenn Mitgliedschaftsrechte an einem steu¬ 
erbefreiten Verein oder in nur geringem Um¬ 
fang an einem nicht steuerbefreiten Verein be¬ 
stehen. Die Beteiligung oder der Umfang der 
Mitgliedschaftsrechte ist geringfügig, wenn das 
damit verbundene Stimmrecht 4 vom Hundert 
aller Stimmrechte und der Anteil an den Ge¬ 
schäftsguthaben oder an dem Nennkapital oder 


an dem Vermögen, das im Fall der Auflösung an 
das einzelne Mitglied fallen würde, 10 vom 
Hundert nicht übersteigen; 

9. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Waisen-, Ster¬ 
be-, Kranken-, Unterstützungskassen und sonsti¬ 
ge rechtsfähige Hilfskassen für Fälle der Not 
oder Arbeitslosigkeit, wenn sie die für eine Be¬ 
freiung von der Körperschaftsteuer erforderli¬ 
chen Voraussetzungen erfüllen; 

10. Körperschaften oder Personenvereinigungen, 
deren Hauptzweck die Verwaltung des Vermö¬ 
gens für einen nichtrechtsfähigen Berufsverband 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Ziff. 8 des Körperschaft¬ 
steuergesetzes ist, wenn ihre Erträge im wesent¬ 
lichen aus dieser Vermögensverwaltung herrüh¬ 
ren und ausschließlich dem Berufsverband zu¬ 
fließen; 

11. öffentlich-rechtliche Versicheiungs- und Ver¬ 
sorgungseinrichtungen von Berufsgruppen, de¬ 
ren Angehörige auf Grund einer durch Gesetz 
angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Ver¬ 
pflichtung Mitglieder dieser Einrichtungen sind, 
wenn die Satzung der Einrichtung die Zahlung 
keiner höheren jährlichen Beiträge zuläßt als 
das Zwölffache der Beiträge, die nach den 
§§ 1387 und 1388 der Reichsversicherungsord¬ 
nung höchstens entrichtet werden können. Sind 
nach der Satzung der Einrichtung nur Pflicht¬ 
mitgliedschaften sowie freiwillige Mitglied¬ 
schaften, die unmittelbar an eine Pflichtmit¬ 
gliedschaft anschließen, möglich, so steht dies 
der Steuerbefreiung nicht entgegen, wenn die 
Satzung die Zahlung keiner höheren jährlichen 
Beiträge zuläßt als das Fünfzehnfache der Bei¬ 
träge, die nach den §§ 1387 und 1388 der Reichs¬ 
versicherungsordnung höchstens entrichtet wer¬ 
den können; 

12. Gesellschaften, bei denen die Gesellschafter als 
Unternehmer {Mitunternehmer) anzusehen sind, 
sowie Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf¬ 
ten, soweit die Gesellschaften und die Erwerbs¬ 
und Wirtschaftsgenossenschaften eine gemein¬ 
schaftliche Tierhaltung im Sinne des § 51 a des 
Bewertungsgesetzes betreiben; 

13. private Schulen und andere allgemeinbildende 
oder berufsbildende Einrichtungen, wenn sie mit 
ihren Leistungen nach § 4 Nr. 21 des Umsatz¬ 
steuergesetzes von der Umsatzsteuer befreit 
sind, soweit der Gewerbebetrieb unmittelbar 
dem Schul- und Bildungszweck dient; 

14. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften so¬ 
wie Vereine, deren Tätigkeit sich auf den Be¬ 
trieb der Land- und Forstwirtschaft beschränkt, 
wenn die Mitglieder der Genossenschaft oder 
dem Verein Flächen zur Nutzung oder für die 
Bewirtschaftung der Flächen erforderliche Ge¬ 
bäude überlassen und 

a) bei Genossenschaften das Verhältnis der 
Summe der Werte der Geschäftsanteile des 
einzelnen Mitglieds zu der Summe der Werte 
aller Geschäftsanteile, 

b) bei Vereinen das Verhältnis des Werts des 
Anteils an dem Vereinsvermögen, der im 
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f'all (Irr AuliusuiHj (ic's Vcux'ins au das ein- 
/.oln(‘ Mitglicul lalk'ji wiird(', zu doni Wort 
d(^s V (‘ r(‘! r i s v (' 1 1 uö(j (»u s 

nichl. wesenilicli von denn VerhäBnis abweicht, 
in dem der W('rl, dcu' von d('ni einzelnen Mit¬ 
glied zur Nutzung ühtnldsscmen Flächen und 
CobäufJt^ zu dtnii Werl drr insceesamt zur Nut¬ 
zung überlasscviuni Mächon und Cieb<iüdc‘steht: 

15. WohnuruisiuilrunHduiu'iu solang«': sie auf Grund 

des Wo 1 u 111 n(Isge in (ann ii t z i g 1*. e i i sge,sc-1 zCis i n der 
Fassung d('r IhTtirm! nnicluuH} v<.)in 29, Februar 
1940 (Ret<:bsg('seizl)l. I S. '1.57), zulelzt geändert 
durch das Einluhrungscjes« 1/ zum S( rafg(^S('tzbiic:h 
vom 2. März 1974 fBund(’S({(‘S('t/tu. I 8.409), als 
gemchnnhi.zig anerkanu! sind, Auilagon abga- 
benreebi!idu'i Ari bn (iesdmtU- im Sinne des 
§ 6 Abs. 4 d{'s Wolvl^u^^jsg^^ilU'il!nüt7igketts-- 
yesetzes und des § 10 dc'i Ver()rdnuiig zur 

.Durch i'ü f i r 11 n g d«* s NA'" () I u) u n g s g«• n n; n n i d z i r| k v i ts - 
gesetz('s in d('r Fassung de? fk:kannfmaebung 
vorn 24. November 19()9 iBundesgeselzb], I 
S. 2141) soden zii dru' Shauu iühtam, die sich 
ergäbe, wenn rlä'se (JesthäÜe Gegenstand eines 
organisatorisch getienidrm und voll steuerpflidi- 
tigenTeih^ des linteinelimens wären: 

16. Unternehmen sowie b(d,ri(d>svvirlschciflljch und 
organisatorisch geUennte 'Feiic’ von Unterneh¬ 
men, solange sir^ auf Grund des in Ziffer 15 be- 
zeichneten Gc^setzos als Organe der staatlichen 
W oh n 11 n g s ]) o 1 i t. i k r i n (n‘ k a ru d sind; 

17. die von den zuständigen Landesbefiörden be¬ 

gründeten od(n' anerkannten gemeinnützigen 
Siedlungsunternebmen im Sinne des Reichssied- 
lungsgesetzcs vom 11. August 1919 (Reichsge- 
setzbl. S. 1429), zuletzt geänderl durch das Stet.i- 
C3ränderLingsges(d.z 1960 vorn 25. Dezember 1966 
(Blindesgeselzbl. 1 S. 702), und im Sinne der Bo¬ 
denreform ge setz«'. ck'i' Länder. Wird ein wirt¬ 
schaftlicher (.fosi'häi tsb(d riet) a usgenommen 

Land- und ForslwirtscliafI . unterhalten, der 

über die Durebführung von Siedlungs-, Agrar¬ 
struktur v cn'lx' sse r u ng s- u n d La n de n t w i ck lungs- 
inaßnahmen oder von sonstigen ..Aufgaben, die 
den SiedJungsunternc'lrmcn (jeselzlich zugewie¬ 
sen sind, hinausgc'ht, ist dii' StcMi('rfr{nheit inso¬ 
weit ausgeseblossen; 

18. die von d{m obe^rsten Landesbebörden zur Aus¬ 
gabe von I l(’irnstätt{m. ziirjelassenen gemeinnüt¬ 
zigen UnlerneluTU'n im Siniu: des Reichsheim- 
stättengesetzes in der Lassung der Bekanntma¬ 
chung vom 25. November 1937 fRihchsgesetz- 
blati 1 S. 1291), zuletzt geändert durch das 
Steueränderungsgesetz 1900 vom 23, Dezember 
1966 (Bundc^sgesetzbl. I S, 702). Wird ein wirt¬ 
schaftlicher Geschäflsbetf ieb ausgenommen 
Land- und Lorstwirtschall - unterhalten, der 
über die Begründung und Vergrößerung von 
lieimstdUen hinüusgcht, ist die Steuerfreiheit 
insoweit ausgeschlossen. 

§4 

Hebeberechtigte Gemeinde 

(1) Die stehenden Gewerbebetriebe unterliegen 

der (fewerbeslcuer in der Gemeinde, in der eine Be- 


Iriebstälte zur Ausübung des stehenden Gewerbes 
unterhalten wird. Befinden sich Betriebstätten des¬ 
selben Gewerbebetriebs in mehreren Gemeinden, 
oder erstreckt sich eine Betriebstätte über mehrere 
Gemeinden, so wird die Gewerbesteuer in jeder Ge¬ 
meinde nach dem Teil des Steuermeßbetrags erho¬ 
ben, der auf sie entfällt. 

(2) Für BetrlebsiätLen in gemeindefreien Gebieten 
bestimmt die Landesregierung durch Rechtsverord¬ 
nung, wer die nach diesem Gesetz den Gemeinden 
zustühenden Befugnisse aiisübl. 

§5 

Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Unternehmer. Als Un¬ 
ternehmer gilt der, für dessen Rechnung das Gewer¬ 
be betrieben wird. Wird das Gewerbe für Rechnung 
iiuäirerer Personen betrieben, so sind diese Gesamt¬ 
schuldner; in dio.sem Fall reicht die persönliche 
Sleiierpflicht des einzelnen Unternehmers nur so 
weit, als er naeli den Vorschriften des bürgerlichen 
Recht.s für Verbindlichkeiten des Gewerbebetriebs 
haftet, 

(2) Geht ein Gewerbebetrieb im ganzen auf einen 
anderen Unternehmer über {§ 2 Abs. 5), so ist der 
bisherige Unternehmer bis zum Zeitpunkt des Über¬ 
gangs Steuerschuldner. Der andere Unternehmer ist 
von diesem Zeitpunkt an Steuerschuldner. 


§6 

Besteuerungsgrundlagen 

(1) Besteucrungsgrundiagen für die Gewerbe¬ 
steuer sind der Gewerbeerlrag und das Gewerbeka¬ 
pital. 

(2) Neben dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe¬ 
kapital kann die Lohnsumme als Besteuerimgs- 
grimdiage gewählt werden. Die Lohnsummensteuer 
darf nur mit Zustimmung der Landesregierung erho¬ 
ben werden; die Landesregierung kann die Zustim¬ 
mungsbefugnis auf die nach Landesrecht zuständi¬ 
gen Behörden übertragen. 

Abschnitt II 

Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 
und dem Gewerbekapitai 

Unterabschnitt 1 

Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 

§7 

Gewerbeertrag 

Gewerbeertrag ist der nach den Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes oder des Körperschaft¬ 
steuergesetzes zu ermittelnde Gewinn aus dem Ge¬ 
werbebetrieb, der bei der Ermittlung des Einkom¬ 
mens für den dem Erhebungszeitraum (§ 14 Abs. 2) 
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entsprechenden Veranlagunyszeitraum zu berück- 
sich!igen ist, vcninohrt und vermindert um die in 
den §§ 8 und 9 bc^/.eichncden Beträge. 

§7a 

(gestrichen) 

§8 

liiii Zurechnungen 

Dem Gewinn aus Gewcrrbebetrieb (§ 7) werden 
folgende Bei rüge w ieder hinzugerechnet, soweit sie 
Ixri der Ermittlung des Gewinns abges(-tzt sind: 

1. Zinsen für Schulden, die wirtschaftlich mit der 
Gründling oder dem Erwerb des Betriebs (Teilbe¬ 
triebs) oder eines Anleds am Betrieb oder mit 
einer Erweiterung oder Verbesserung des Be¬ 
triebs Zusammenhängen oder der nicht nur vor¬ 
übergehenden Verstärkung des Betriebskapitals 
dienen; 

2. Renten und dauernde Lasicm, die wirtschaftlich 
mit der Gründung oder dem Erwerb des Betriebs 
(Teilbetriebs) oder eines Anteils am Betrieb Zu¬ 
sammenhängen, Das gilt nicht, wenn diese Beträ¬ 
ge beim Em|)fänger zur Sterner nach dem Gewer¬ 
be o rtra g he r an z uz i e he n s i n d; 

3. die Gewinnanleile des stillen Gesellschafters, 
wenn sie beim Empfänger nicht zur Steuer nach 
dem Ge'-werboertrag heranziiziehen, sind; 

4. die Gewinnanteile, die an persönlich haftende 
Gescllsclicifler einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien auf ihre nicht auf das Grundkapital ge¬ 
machten Einlagen oder als Vergütung (Tantieme) 
für die Geschäftsführung verteilt worden sind; 

5. (gestrichen) 

6. (gestrichen) 

7. die Hälfte der Ivlii^t- und Pachtzinsen für die Be¬ 
nutzung der nicht in Grundbesitz bestehenden 
Wirtschaftsgütcr des Anlagevermögens, die im 
Eigentum ein(?s anderen stehen. Das gilt nicht, 
soweit die Mict- oder Pachtzinsen beim Vermie¬ 
ter oder Verpächter zur Gew^erbesteuer nach dem 
Gewmrbeertrag heranzuziehen sind, es sei denn, 
daß ein Betrieb oder ein Teilbetrieb vermietet 
oder verpachtet wird und der Jahresbetrag der 
Miet- oder Pachtzinsen 250 000 Deutsche Mark 
übersteigt. Maßgc^bend ist jeweils der Jahresbe¬ 
trag, den der Mieter oder Pächter für die Benut¬ 
zung der zu den Betriebstälien eines Gemeinde- 
bezirks gehörigen fremden Wirtschaftsgüter an 
einen Vermieler oder Verpächter zu zahlen hat; 

8. die Anteile am Verlust einer offenen Handelsge¬ 
sellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder 
einer anderen Gesellschaft, bei der die Gesell¬ 
schafter als linternehmer (Mituriternehmer) des 
G e w (u b e b e 1 1 ' i (J) s ^ i n z u s e h e n s i n d; 

9. bei den der Körporschaftsteuer unterliegenden 
Gewerbebetrieben die Ausgaben im Sinne des 
§ 11 Ziff, 5 des Körperschaflsteuergesetzes mit 
Ausnahme der bei der Ermittlung des Einkom¬ 
mens abgezogenen Ausgaben zur Förderung wis- 
se ns ch af tl icher Zw (uj k e. 


§9 

Kürzungen 

Die Summe des Gewinns und der Hinzurechnun¬ 
gen wird gekürzt um 

1. 1,2 vom Hundert des Einheitswerts des zum Be¬ 
triebsvermögen des Unternehmers gehörenden 
Grundbesitzes, soweit er nicht zu Betriebstätten 
im Sinne des § 2 Abs. 6 Satz 1 gehört; maßge¬ 
bend ist der Einheitswert, der auf den letzten 
Feststellungszeitpunkt (Hauptfeststellungs-, 
Fortschreibungs- oder Nachfeststellungszeit¬ 
punkt) vor dem Ende des Erhebungszeitraums 
(§ 14 Abs. 2) lautet. An Stelle der Kürzung nach 
Satz 1 tritt auf Antrag bei Unternehmen, die 
ausschließlich eigenen Grundbesitz oder neben 
eigenem Grundbesitz eigenes Kapitalvermögen 
verwalten und nutzen oder daneben Woh¬ 
nungsbauten betreuen oder Kaufeigenheime, 
Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen im 
Sinne des Ersten Teils des Wohnungseigen¬ 
tumsgesetzes vom 15. März 1951 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 175) errichten und veräußern, die Kür¬ 
zung um den Teil des Gewerbeertrags, der auf 
die Verwaltung und Nutzung des eigenen 
Grundbesitzes, auf die Betreuung von Woh¬ 
nungsbauten und die Veräußerung von Eigen¬ 
heimen, Kleinsiedlungen und Eigentumswoh¬ 
nungen entfällt, Satz 2 gilt entsprechend, wenn 
in Verbindung mit der Errichtung und Veräuße¬ 
rung von Eigentumswohnungen Teileigentum 
im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes er¬ 
richtet und veräußert wird und das Gebäude zu 
mehr als 66^3 vom Hundert Wohnzwecken 
dient. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn der 
Grundbesitz ganz oder zum Teil dem Gewerbe¬ 
betrieb eines Gesellschafters oder Genossen 
dient; 

2. die Anteile am Gewinn einer offenen Handels¬ 
gesellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder 
einer anderen Gesellschaft, bei der die Gesell¬ 
schafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Gewerbebetriebs anzusehen sind, wenn die Ge¬ 
winnanteile bei Ermittlung des Gewinns (§ 7) 
angesetzt worden sind; 

2 a. die Gewinne aus Anteilen an einer nicht 
steuerbefreiten inländischen Kapitalgesellschaft 
im Sinne des § 2 Abs. 2 Ziff. 2 oder einer Kre¬ 
ditanstalt des öffentlichen Rechts, an der das 
Unternehmen zu Beginn des Erhebungszeit¬ 
raums mindestens zu einem Viertel am Grund¬ 
oder Stammkapital beteiligt ist, wenn die Ge¬ 
winnanteile bei Ermittlung des Gewinns (§ 7) 
angesetzt worden sind. Ist ein Grund- oder 
Stammkapital nicht vorhanden, so ist die Betei¬ 
ligung an dem Vermögen maßgebend; 

3. den Teil des Gewerbeertrags eines inländischen 
Unternehmens, der auf eine nicht im Inland be- 
legene Betriebstätte entfällt; 

4. die bei der Ermittlung des Gewinns aus Gewer¬ 
bebetrieb des Vermieters oder Verpächters be¬ 
rücksichtigten Miet- oder Pachtzinsen für die 
Überlassung von nicht in Grundbesitz beste¬ 
henden Wirtschaftsgütern des Anlagevermö- 
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gens, soweit sie nach § 8 Ziff. 7 dem Gewinn 
aus GewerbfT)('lr{('b dos Ivliotors oder Pächters 
hi n zug rech :n cd w orde 11 s i n d; 

v5. die nach dem Vorschritlen des Einkommen- 
steuorgcsel/cs bei der Errniltlung des Einkom¬ 
mens abgezogenen Ausgaben zur Förderung 
wissenschaltlicher Zwecke, soweit sie aus Mit¬ 
teln des Gewerbebetriebs einer natürlichen Per¬ 
son oder Person engeseil Schaft (§ 2 Abs. 2 
Ziff. 1) entnommen worden sind; 

6. die Zinsen aus den in § 43 Abs. 1 Ziff, 3 bis 5 

dcis E i n k oi n me n steu e rge se tzes b ezeichneten 

festverzinslichem Wertpapieren, bei denen die 
Einkorn men s te u er (K ö r] )erschaf tsteuer) durch 
Abzug vorn Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) 
erhoben worden is t; 

7. die Gewinne aus Anteilen an einer Kapitalge¬ 
sellschaft mit Ck'schättsleilung und Sitz außer¬ 
halb des Geliungsbcneic'hs dieses Gesetzes, an 
deren Nennkapital das Unternehmen seit Be¬ 
ginn des Erhebungszeiliaiims ununterbrochen 
mindestens zu einem Vierter! beteiligt ist (Toch¬ 
tergesellschaft) und die ihre Bruttoeriräge aus¬ 
schließlich oder fast ausschließlich aus unter 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Außcnstcuergesetzes 
vom 8. September 1972 (Bundesgcsetzbl. I 
S. 1713) fallenden Tätigkeiten und aus unter 
§ 8 Abs. 2 des Außensteuergesetzes fallenden 
Beteiligungen bezieht, wenn die Gewinnanteile 
bei der Errniltlung d()s Gewinns {§ 7) angesetzt 
worden sind. Bezieht eine Muttcrgesellschaft, 
die über eine Tochtergesellschaft mindestens 
zu einem Viertel an einer Kapitalgesellschaft 
mit Geschäflsleitung und Sitz außerhalb des 
Geltungsboreichs dieses Gesetzes (Enkelgesell¬ 
schaft) mittelbar beteiligt ist, in einem Wirt¬ 
schaftsjahr Gewinne aus Anteilen an der 
Tochtergesellschaft und schüttet die Enkel- 
gesellschiaft zu (»inern Zeitpunkt, der in dieses 
Wirtschaftsjahr fällt, Gewinne an die Tochter¬ 
gesellschaft aus, so gilt aut Antrag der Mutter¬ 
gesellschaft (las ghüche für den Teil der von ihr 
bezogenen Gewinne, der der nach ihrer mittel¬ 
baren Beteiligung ant sie cntfallonden Gewinn¬ 
ausschüttung der Enkelgesellschaft entspricht. 
§ 19 a Abs. 5 Salz 2 und 3 des Körperschaft- 
steiiergc^setzes ist entsprechend anzuwenden. 

§ 10 

Maßgebender Gewerbeertrag 

(1) Maßgebend ist der Gewerbeertrag des Erhe¬ 
bungszeitraums, für den der einheitliche Steuermeß¬ 
betrag (§ 14) festgesetzt wird. 

(2) Weicht bei Unternehmen, die Bücher nach den 
Vorschriften des Handelscjesetzbuchs zu führen ver¬ 
pflichtet sind, das Wirtschaftsjahr, für das sie regel¬ 
mäßig Abschlüsse jnachen, vom Kalenderjahr ab, so 
gilt der Gewerbeertrag als in dem Erhebungszeit¬ 
raum bezogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. 
Bei Beginn der Steuerpflicht ist für den ersten Erhe- 
bimgszeitraum der Gewerbeortrag des ersten Wirt- 
s ch a f t s j a h r s m a ß g e b e n d. 


(3) Umfaßt bei Beginn der Steuerpflicht, bei Been¬ 
digung der Steuerpflicht oder infolge Umstellung 
des Wirtschaftsjahrs der für die Ermittlung des Ge¬ 
werbeertrags maßgebende Zeitraum mehr oder we¬ 
niger als zwölf Monate, so ist für die Anwendung 
der Steuermeßzahlen (§ 11) der Gewerbeertrag auf 
einen Jahresbetrag umzurechnen. Von der Umrech¬ 
nung nach Satz 1 sind ausgenommen die Hinzurech¬ 
nung nach § 8 Ziff. 9 und die Kürzungen nach § 9 
Ziff. 1 Satz 1 und Ziff. 5. Bei der Umrechnung sind 
Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht bestan¬ 
den hat, als volle Kalendermonate anzusetzen. 

§ 10a 

Gewerbeverlust 

Der maßgebende Gewerbeertrag wird bei Gewer¬ 
betreibenden, die den Gewinn nach § 5 des Einkom¬ 
mensteuergesetzes auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln, um die Fehlbeträge gekürzt, 
die sich bei der Ermittlung des maßgebenden Ge¬ 
werbeertrags für die fünf vorangegangenen Efhe- 
bungszciträume nach den Vorschriften der §§ 7 
bis 10 ergeben haben, soweit die Fehlbeträge nicht 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags für die vier 
vorangegangenen Erhebungszeiträume berücksich¬ 
tigt worden sind. Im Fall des § 2 Abs. 5 kann der 
andere Unternehmer den maßgebenden Gewerbeer¬ 
trag nicht um die Fehlbeträge kürzen, die sich bei 
der Ermittlung des maßgebenden Gewerbeertrags 
des übergegangenen Unternehmens ergeben haben. 

§ 11 

Steuermeßzahl und Steuermeßbetrag 

(1) Bei der Berechnung der Gewerbesteuer nach 
dem Gewerbcertrag ist von einem Steuermeßbetrag 
auszugehen. Dieser ist durch Anwendung eines 
Hundertsatzes (Steuermeßzahl) auf den Gewerbeer¬ 
trag zu ermitteln. Der Gewerbeertrag ist auf volle 
100 Deutsche Mark nach unten abzurunden. 

(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbeertrag 
betragen 

1. bei natürlichen Personen und bei Gesellschaften 


im Sinne des § 2 Abs. 2 Ziff. 1 
für die ersten 15 000 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags. 0 v. FL, 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark, 

des Gewerbeertrags. 1 v. H., 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags.. 2 v. H., 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags. 3 v. H,, 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags. 4 v. H., 

für alle weiteren Beträge . 5 v. H.; 

2. bei anderen Unternehmen. 5 v. H. 


(3) Bei Hausgewerbetreibenden und ihnen nach 
§ 1 Abs. 2 Buchstaben b und d des Heimarbeitsge¬ 
setzes vom 14. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 191) 
gleichgestellten Personen ermäßigen sich die 
Steuermeßzahlen des Absatzes 2 Ziff. 1 auf die Hälf¬ 
te. Das gleiche gilt für die nach § 1 Abs, 2 Buchsta- 
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fx; c (j('s i ]{Jni(ir!)(':isg('S(J/,('s gl{'ic:hgosi:olll.en Per- 
soncnn (x^saiviUnnsal/ im Erhebiingszeitraurn 

>0 000 D('Ufs('h(' Mark nichi. üborstoigt, 

(4) Die SleucM üieß/.ülij (ninäßigl: sich bei Unter¬ 
nehmen, soweit sie dem Bel rieb von Handelsschiffen 
iin inlernationaUm Vmkehr /um Gegenstand haben, 
auf 2,5 vorn Hiindcrrt. § 24c Abs. 4 ((J7t;er Halbsatz 
hStG gil t en tspree Uo nd. 

(5) Die SleuernK'ßzahl ermäßigt sich auf 4,25 vom 
1 i lindert 

t. bei öffentlichen odeu^ untiu' StdatsaLifsicht stehen¬ 
den Sparkassen, 

2. bei Kreditgenossenschaften und Zentralkassen, 
bei denen § 19 Abs. 2 b oder 2 c des Körper¬ 
schafts teuergesc't/es angewendet wird. 

(6) Hat die Steuerpflicht nicht während des gan¬ 
zen Erhebungszeitraums (§ 14 Abs. 2) bestanden, so 
ermäßigt sich der Steuermeßbetrag auf so viele 
Zwölftel, wie die Steuerpflicht volle oder angefan¬ 
gene Kalen der rnonale im Erhebungszeitraum be¬ 
standen hat. 

Unteräbschnitt 2 

Gewerbesteuer nach dem Gewerbekapital 
§ 12 

Begriff des Gewerbekapitals 

(1) Als Gewerbekdipital gilt der Einheitswert des 
gewerblichen Betriebs im Sinne des Bewertungs¬ 
gesetzes mit den sich aus den Absätzen 2 bis 4 erge¬ 
ben den Ä n de ru n g en, 

(2) Dem Einheitswert des gewerblichen Betriebs 
werden folgende Beträge hinzugerechnet: 

1. Die Verbindlichkeiten, die den Schuldzinsen, den 
Renten und dauernden Lasten und den Gewinn¬ 
anteilen im Sinne des § 8 Ziff. 1 bis 3 entspre¬ 
chen, soweit sie bei der Feststellung des Ein¬ 
heitswerls abgezogen worden sind; 

2. die Werte (Teilwerte) der nicht in Grundbesitz 
bestehenden Wirtschattsgüter, die dem Betrieb 
dienen, abm im Eigentum eines Mituniernehmers 
oder eines Dritten stehen, soweit sie nicht im 
Einheitswert des gewerblichen Betriebs enthalten 
sind. Das gilt nicht, wenn die Wirtschattsgüter 
zum Gewerbekapital des Vennieters oder Ver¬ 
pächters gehören, es sei denn, daß ein Betrieb 
oder ein Teitbelrieb vermietet oder verpachtet 
wird und die im Gewerbekapital des Vermieters 
oder Verpächters enthaltenen Werte {Teilwerte) 
der überlassenen Wirtschaftsgüter des Betriebs 
(Teilbetriebs) 2,5 Millionen Deutsche Mark über¬ 
steigen. Maßgebend ist dabei jeweils die Summe 
der Werte der Wirtschaftsgüter, die ein Vermie¬ 
ter oder Verpächter dem Mieter oder Pächter zur 
Benutzung in den Betriebstätten eines Gemein- 
debezi rks über 1 assen hat, 

(3) Die Summe des Eiriheilswerls des gewerb¬ 
lichen Betriebs und der Hinzurechnungen wird ge¬ 
kürzt um 


1. die Summe der Einheitswerte, mit denen die Be- 
triebsgrundstücke in dem Einheitswert des ge¬ 
werblichen Betriebs enthalten sind; 

2. den Wert (Teilwert) einer zum Gewerbekapital 
gehörenden Beteiligung an einer offenen Han¬ 
delsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
oder einer anderen Gesellschaft, bei der die 
Gesellschafter als Unternehmer (Miluiiterneh- 
mer) des Gewerbebetriebs anzusehen sind; 

2 a. den Wert {Teil wei t) einer zum Gewerbekapital 
gehörenden Beteiligung an einer nicht steuer¬ 
befreiten inländischen Kapitalgesellschaft im 
Sinne des § 2 Abs. 2 Ziff. 2 oder einer Kredit¬ 
anstalt des öffentlichen Rechts, wenn die Betei¬ 
ligung mindestens ein Viertel des Grund- oder 
Stammkapitals beträgt. Ist ein Grund- oder 
Stammkapital nicht vorhanden, so ist die Betei¬ 
ligung an dem Vermögen maßgebend; 

3. die nach Absatz 2 Ziff. 2 dem Gewerbekapital 
eines anderen hinzugerechneten Werte (Teil- 
werte), soweit sie im Einheitswert des gewerb¬ 
lichen Betriebs des Eigentümers enthalten sind; 

4. den W^ert (Teilwert) einer zum Gewerbekapital 
gehörenden Beteiligung an einer Kapitalgesell¬ 
schaft mit Geschäftsleitung und Sitz außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes (Tochter¬ 
gesellschaft), die in dem Wirtschaftsjahr, das 
dem maßgebenden Festslelliingszeitpunkt vor¬ 
angeht, ihre Bruttoerträge ausschließlich oder 
fast ausschließlich aus unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 
bis 6 des Außensteuergesetzes vom 8. Septem¬ 
ber 1972 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1713) fallenden 
Tätigkeiten und aus unter § 8 Abs. 2 des 
Außensteuergesetzes fallenden Beteiligungen 
bezieht, wenn die Beteiligung mindestens ein 
Viertel des Nennkapitals beträgt. Das gleiche 
gilt auf Antrag des Unternehmens für den Teil 
des WTu'les seiner Beteiligung an der Tochter¬ 
gesellschaft, der dem Verhältnis des Wertes 
(Teilwertes) der Beteiligung an einer Enkel¬ 
gesellschaft im Sinne des § 9 Nr. 7 Satz 2 und 3 
zum gesamten Wert des Betriebsvermögens der 
Tochtergesellschaft entspricht; die Vorschriften 
des Bewertungsgesetzes sind für die Bewertung 
der Wirtschaftsgüter der Tochtergesellschaft 
entsprechend anzuwenden. Hat die Enkelgesell¬ 
schaft in dorn Wirtschaftsjahr, das dem maßge¬ 
benden Feststeilungszeitpunkt vorangeht, Ge¬ 
winne ausgeschüttet, so gilt der vorstehende 
Satz nur,, wenn die MiUtergesellschaft unter 
den Voraussetzungen des § 19 a Abs. 5 des Kör¬ 
perschaftsteuergesetzes Gewinnanteile von der 
Tochtergesellschaft bezogen hat, die in ihrer 
Höhe dem der Tochtergesellschaft aus den Ge¬ 
winnanteilen verbleibenden ausschüttungsfähi- 
gen Gewinn im wesentlichen entsprechen. Die 
vorstehenden Vorschriften sind nur anzuwen¬ 
den, wenn der Steuerpflichtige nachweist, daß 
alle Voraussetzungen erfüllt sind. 

(4) Nicht zu berücksichtigen sind 

1. das Gewerbekapital von Betriebstätten, die das 
Unternehmen im Ausland unterhält; 

2. das Gewerbekapital, das auf Betriebstätten im 
Sinne des § 2 Abs. 6 Satz 1 entfällt. 
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(5) Maßgebend ist der Einheitswert, der auf den 
letzten Feststoilnngszeitpunkt (Hauptfeststellungs-, 
Fortschreibungs- oder Nacbfeststellungszeitpunkt) 
vor dem Ende des Erhebungszeitraums lautet. 

§ 12 a 
(gestrichen) 

§ 13 

Steuermeßzahl und Steiiermeßbetrag 

(1) Bei der Berechnung der Gewerbesteuer nach 
dem Gewerbekapital ist von einem Steuermeßbetrag 
auszugehen. Dieser ist durch Anwendung eines 
Tausendsatzes (Steuerraeßzahl) auf das Gewerbe¬ 
kapital zu ermitteln. Das Gewerbekapital ist auf 
volle 1000 Deutsche Mark nach unten abzurunden. 

(2) Die Steuermeßzahl für das Gewerbekapital be¬ 
trägt 2 vom Tausend. 

(3) Die Steuermeßzahl ermäßigt sich bei Unter¬ 
nehmen, soweit sie den Betrieb von Handelsschiffen 
im internationalen Verkehr zum Gegenstand haben, 
auf 1 vom Tausend. Die ermäßigte Steuermeßzahl 
ist nur auf den Teil des Gewerbekapitals anzuwen¬ 
den, der auf Handelsschiffe entfällt. 

(4) Für Gewerbebetriebe, deren Gewerbekapital 
weniger als 6000 Deutsche Mark beträgt, wird ein 
Steuermeßbetrag nicht festgesetzt. 

(5) Hat die Steuerpflicht nicht während des gan¬ 
zen Erhebungszeitraums (§ 14 Abs. 2) bestanden, so 
ermäßigt sich der nach den Absätzen 1 und 2 be¬ 
rechnete Steuermeßbetrag auf so viele Zwölftel, wie 
die Steuerpflicht volle oder angefangene Kalender¬ 
monate im Erhebungszeitraum bestanden hat. 

Unterabschnitt 3 
Einheitlicher Stcuermeßbetrag 

§ 14 

Festsetzung des einheitlichen Steuermeßbetrags 

(1) Durch Zusammenrechnung der Steuermeß¬ 
beträge, die sich nach dem Gewerbeertrag und dem 
Gewerbekapital ergeben, wird ein einheitlicher 
Steuermeßbetrag gebildet. 

(2) Der einheitliche Steuermeßbetrag wird für 
den Erhebungszeitraum nach dessen Ablauf festge¬ 
setzt. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Fällt 
die Steuerpflicht im Laufe des Erhebungszeitraums 
weg, so kann der einheitliche Steuermeßbetrag so¬ 
fort festgesetzt werden. 

§ 15 

Pauschfestsetzung 

Wird die Einkommensteuer oder die Körper- 
schaftsteuer in einem Pauschbetrag festgesetzt, so 
kann die für die Festsetzung zuständige Behörde im 
Einvernehmen mit der Landesregierung oder der 
von ihr bestimmten Behörde auch den einheitlichen 
Steuermeßbetrag in einem Pauschbetrag festsetzen. 


Unterabschnitt 4 

Festsetzung und Erhebung der Steuer 
§ 16 

Hebesatz 

(1) Die Steuer wird auf Grund des einheitlichen 
Steuermeßbetrags (§ 14) mit einem Hundertsatz 
(Hebesatz) festgesetzt und erhoben, der von der 
hebeberechtigten Gemeinde (§§ 4, 35 a) zu bestim¬ 
men ist. 

(2) Der Hebesatz kann für ein Kalenderjahr oder 
mehrere Kalenderjahre festgesetzt werden. 

(3) Der Beschluß über die Festsetzung oder Ände¬ 
rung des Hebesatzes ist bis zum 30, Juni eines Ka¬ 
lenderjahres mit Wirkung vom Beginn dieses Ka¬ 
lenderjahres zu fassen. Nach diesem Zeitpunkt kann 
der Beschluß über die Festsetzung des Hebesat¬ 
zes gefaßt werden, wenn der Hebesatz die Höhe 
der letzten Festsetzung nicht überschreitet. 

(4) Der Hebesatz muß für alle in der Gemeinde 
vorhandenen Unternehmen der gleiche sein. Wird 
das Gebiet von Gemeinden geändert, so kann die 
Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle 
für die von der Änderung betroffenen Gebietsteile 
auf eine bestimmte Zeit verschiedene Hebesätze zu¬ 
lassen. 

(5) In welchem Verhältnis die Hebesätze für die 
Grundsteuer der Betriebe der Land- und Forstwirt¬ 
schaft, für die Grundsteuer der Grundstücke und für 
die Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital zueinander stehen müssen, 
welche Höchstsätze nicht überschritten werden dür¬ 
fen und inwieweit mit Genehmigung der Gemeinde¬ 
aufsichtsbehörde Ausnahmen zugelassen werden 
können, bleibt einer landesrechtlichen Regelung 
Vorbehalten. 

§ 17 
(entfällt) 

§ 17 a 

Mindeststeuer 

(1) Die Gemeinde ist ermächtigt, mit Zustimmung 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde die Ge¬ 
werbebetriebe, deren Geschäftsleitung sich am Ende 
des Erhebungszeitraums oder im Zeitpunkt der Be¬ 
triebseinstellung in ihrem Gemeindebezirk befun¬ 
den hat, zu einer Mindeststeuer heranzuziehen. Der 
Mindeststeuer unterliegen alle Gewerbebetriebe, 
für die nach § 16 keine oder eine geringere Steuer 
festzusetzen wäre. Die Mindeststeuer kann bis zu 
12 Deutsche Mark, bei Hausgewerbetreibenden bis 
zu 6 Deutsche Mark betragen und darf für alle Ge¬ 
werbebetriebe in jeder dieser beiden Gruppen nur 
gleich hoch bemessen werden. 

(2) Bei Reisegewerbebetrieben tritt an die Stelle 
der Geschdftsleitung (Absatz 1 Satz 1) der Mittel¬ 
punkt der gewerblichen Tätigkeit (§ 35 a Abs. 3). 
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(M) Dcm llescliIiifl über (li(' hihebung der Mindest- 
situier niiiß vor dtun I-nde dt's brhebungszeitraums 
ge laßt werdtui. br k<rnn t)is zu diestun Zeitpunkt zu¬ 
rück ge norn in tu i 0(1 (' r g('änd(M t werden. 

§ 18 

(gestrichen) 

§ 19 

Vorauszahlungen 

(1) Der Sleuerschuldner hat am 15. Februar, 
15. Mai., 15. August und 15. November Vorauszah¬ 
lungen zu entrichten. 

(2) Jede Vordus/aldung btarägt grundsätzlich ein 
Viertel dt'r Steuer, die sich bei der letzten Veran¬ 
lagung ergeben hat. 

(3) Die Gemeinde kann die Vorauszahlungen der 
Steuer an passen, die sich für den laufenden Erhe¬ 
bungszeitraum (§ 14 Abs. 2} voraussichtlich ergeben 
wird. Die Anpassung kann auch noch in dem auf 
diesen Erh < ‘bun gsz(n tra u in toi gen den E rhebungszeit- 
raum vorgenoinrncn werth ri; in diesem Fall ist bei 
einer Erhöhiing der Voraiis/.ahlungen der nachge¬ 
forderte Betrag inncrlialb eines Monats nach Be¬ 
kanntgabe des Vorauszahlungsbescheids zu entrich¬ 
ten. Das Finanzamt kann lür Zwecke der Gewerbe- 
steuer-Vorauszdhlungtm den einheitlichen Steuer¬ 
meßbetrag fest setzen, der sich voraussichtiieh für 
den laufenden od(u' vorangegangenen Erhebungs- 
zoiträum ergeben wird. An diese Festsetzung ist die 
Gemeinde bei der Angiassuag der Vorauszahlungen 
nach den Sätzen 1 und 2 gebunden. 

(4) Wird im La ul e des Erhebung szeitrciums ein 
Gewerbebetrieb neu gegründet oder tiätt ein bereits 
bestehender Gew(n.'bebetrieb infolge Wegfalls des 
Befreiungsgrundes in die Sleuerpfliclit ein, so gilt 
für die erstmalige Festsetzung der Vorauszahlungen 
Absatz 3 entsprechend. 

(5) Die einzelne Vorauszahlung ist ciuf den näch¬ 
sten vollen Betrag in Deutscher Mark nach unten 
abzuruuden. Sie wird nur festgesetzt w^enn sie min¬ 
destens 5 Deutsche Mark beträgt. 

§20 

Abrechnung über die Voi auszahlungen 

(1) Die für einen Erbebungszeiträum {§ 14 Abs. 2) 
entrichteten Vorauszahlungen v/erden auf die 
Steuerschuld für diesen Erhebungszeitraum ange¬ 
rechnet. 

(2) Ist die Sternersehuld größer als die Summe der 
anzurechnenden Vorauszahlungen, so ist der Unter¬ 
schiedsbetrag, soweit er den im Erhebungszeitraum 
und nach § 19 Abs. 3 Satz 2 nac:h Ablauf des Erhe¬ 
bungszeitraums fällig gewoidenen, aber nicht ent¬ 
richteten Vorauszahlungen entspricht, sofort, im 
übrigen innerhalb eines Monals nach Bekanntgabe 
des S teuerbeschei ds zu e iiI ri ch 1 en (Abschlußzah- 
liing). 


(3) Ist die Steuerschuld kleiner als die Summe 
der anzurechnenden Vorauszahlungen, so wird der 
IJnterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Steuer¬ 
bescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 

§§ 21 und 22 
(gestrichen) 

Abschnitt III 
Lohnsummensteuer 

§ 23 

Besteuerungsgrundlage 

(1) Besteuerungsgruridlage ist die Lohnsumme, 
die in jedem Kalendermonat an die Arbeitnehmer 
der in der Gemeinde belegenen Betriebstätte ge¬ 
zahlt worden ist. Die Gemeinde kann in einzelnen 
Fällen oder allgemein die Lohnsumme eines jeden 
Kalendervierteljahrs als ßesteuerungsgrundlage be¬ 
stimmen. 

(2) Übersteigt die Lohnsumme des Gewerbe¬ 
betriebs in dem Kalenderjahr nicht 24 000 Deutsche 
Mark, so werden von ihr 9 000 Deutsche Mark abge¬ 
zogen. Hat die Steuerpflicht nicht während des gan¬ 
zen Kalenderjahrs bestanden, so ermäßigen sich 
diese Beträge entsprechend. 

§24 

Lohnsumme 

(1) Lohnsumme ist die Summe der Vergütungen, 
die an die Arbeitnehmer der in der Gemeinde be¬ 
legenen Betriebstätte gezahlt worden sind. 

(2) Vergütungen sind vorbehaltlich der Ab¬ 
sätze 3 und 4 die Arbeitslöhne im Sinne des § 19 
Abs. 1 Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes, soweit 
sie nicht durch andere Rechtsvorschriften von der 
Einkommensteuer befreit sind. Bei der Ermittlung 
der Lohnsumme ist § 19 Abs. 2 des Einkommen¬ 
steuergesetzes nicht anzuwenden. Zuschläge für 
Mehrarbeit und für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit gehören unbeschadet der einkommen¬ 
steuerlichen Behandlung zur Lohnsumme. 

(3) Zur Lohnsumme gehören nicht Beträge, die an 
Lehrlinge gezahlt worden sind, die auf Grund eines 
schriftlichen Lehrvertrags eine ordnungsmäßige 
Ausbildung erfahren. 

(4) In den Fällen des § 3 Ziff. 5, 6 und 8 bleiben 
die Vergütungen an solche Arbeitnehmer außer An¬ 
satz, die nicht ausschließlich oder überwiegend in 
dem steuerpflichtigen Betrieb oder Teil des Betriebs 
tätig sind. 

§25 

SteuerBießzaiil, Steiiermeßbetrag mid Hebesatz 

(1) Bei der Berechnung der Lohnsummensteuer ist 
von einem Stcuermeßbetrag auszugehen. Dieser ist 
durch Anwendung eines Tausends atz es {Steuermeß- 
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/all!) auf die Lolnisunune zu (Mmo illeln. Die Lohn- 
>umme ist auf volU^ 10 I)(mi1s( h(' Mark nach unten 
abzii runden. 

(2) Die SlevHM ineO/abl b(M (](m I .ohnsuirrmensteuer 
beträgt 2 vom 'ransc'iid. 

{v2) B<d 1 faiisg(‘W(M l)(^tr(ab(Mul('n und ihnen nach 
§ I Abs. 2 nuciistaben !) und d dc's lleimarbeits- 
geset'/es vom 14, März 1951 (BundesgesetzbL I 
S. 191) gh'iclujc^stei!len PersoncMi erinäßigt sich die 
Sicuernießzalil auf die Hälfte. ])<5s gleiche gilt für 
die nach § 1 Abs, 2 Buchslalx' r dos Heiniarbcits- 
gesetzes gleichg('st(4lten Persfuien, deren Gesamt¬ 
umsatz in dcMTi dem Kah-n(lerjahr unmitielbar vor¬ 
angegangenen Kalenden jalir bO 000 Dcnitsche Mark 
nicTit übersliegc'ii hat. 

(4) Die StfUKunneß/ahl erniäßigl sich bei Unter- 
iiehrnen, .soweit sie den Befried) von Handelsschif¬ 
fen im internationalen Verkehr zum Gegenstand ha¬ 
ben, auf 1 vom Tcuismid (ür den Teil der Lohn- 
summe, der auf die auf flandelsschilfen im inter- 
nafionalen Verkehr tätigem Ai beutnehmer entfällt. 

(5) Der H(d:)(ssat/ lür die Lejlmsiiinmensteuer wird 
von der hebeberechligimi Gemeinde (§§ 4, 3v5 a) be¬ 
stimmt. Die Vorsefu ilten des § 10 Abs. 2, 4 und 5 
gellen entsprechend. Der ih:^sc}ilu{> über die Festset¬ 
zung des Hebesatzes ist bis zum 30. Juni eines Ka¬ 
lenderjahres mit Wirkung vom Beginn dieses Ka¬ 
lenderjahres zu lassen. Er kann nach diesem Zeit¬ 
punkt gefaßt werden, wemn der Hobesafz die Höhe 
der letzten Festsetzung nicht überschreitet. Der 
Hebesatz für die Lohnsuniinensteuer kann von dem 
Hebesatz für die Gerwerbesteuer nach dem Gewer¬ 
beertrag und d(nn Ciew'erb(‘kapita( abwoichen. 

(ü) Der Beschluß üben; die Änderung des Hebesal¬ 
zes für die Lohn.su inme^nshmer ist bis zum 30. vJuni 
zu fassem. Die Änderung dc^s Hebesatzes gilt erst- 
tnals für die Lohnsumme, die in dem Kalondermonat 
gezahlt wird, der nach der Änderung beginnt. Hat 
die Gemeinde von der Befugnis des § 23 Abs. 1 
Satz 2 Gebrauch gemacht, so gilt die Änderimg des 
Hebesatzes erstmals für die Lohnsinnmc, die in dem 
Kdlendervierteljahr gezahlt wird, das nach der Än¬ 
derung beginnt. 

§26 

Fälligkeit 

Die Lohnsunimenstcnjcr für einen Kahmdermonat 
ist spätestens am 15. des darautlolgonden Kalender- 
Luonats zu entrichten. Hat die Gemeinde von der 
Befugnis des § 23 Abs. 1 Satz 2 Gebrauch gemacht, 
so ist die Lohnsuramensteuer für das abgelaufene 
Kalendervierteljahr spätestens am 15. Tag nach Ab¬ 
lauf des Kalendervierlcljahrs zu entrichten. Bis zu 
dem in Satz 1 oder in Satz 2 bezeichiieten Zeitpunkt 
ist der Gemeindebehörde eine Erkläning über die 
Bercchnii n g d er Loh n si i rTinie n ^;leu(n: abzugeben. 
Diese Erklärung ist crim* Steuererklärung irn Sinne 
d r Re i chs abg a b en o rd n u trg. 

§ ‘11 

Fef^selzun g des Steuenrießbetrags 

(I) Der Sleuermcrßbei.iag muh der Lohn summe 
'Wird .nur auf ,Anlr<uj dt^s SlouerschiihJners oder 


einer beteiligten Gemeinde und nur dann festge¬ 
setzt, wenn ein berechtigtes Interesse an der Fest¬ 
setzung dargetan wird. Der Steuermeßbetrag ist je¬ 
weils feslzu setzen 

1. für ein Kalenderjahr, wenn der Antrag nach Ab¬ 
lauf des Kalenderjahrs gestellt wird; 

2. für die vor der Antragstellung vollendeten Ka¬ 
lendermonate oder Kalendervierteljahre, wenn 
der Antrag vor Ablauf des Kalenderjahrs gestellt 
wird. 

Dabei ist die Lohnsumme zugrunde zu legen, die der 
Unternehmer in dem Festsefzungszeitraum gezahlt 
hat. 

(2) Der Antrag auf Festsetzung des Steuermeß¬ 
betrags muß innerhalb der ersten sechs Monate 
nach Ablauf des Kalenderjahrs gestellt werden. Der 
Steuermeßbetrag ist auf Antrag der Gemeinde auch 
nach Ablauf dieser Frist festzusetzen, wenn festge- 
stellt wird, daß der Steuerschuldner die Erklärun¬ 
gen über die Berechnungsgrundlagen (§ 26) vorsätz¬ 
lich oder fahrlässig nicht oder nicht richtig bei der 
zuständigen Gemeinde abgegeben hat. 

(3) tiat das Finanzamt erst nach Ablauf des Ka¬ 
lenderjahrs Beträge, die nach § 23 zur Lohnsummen¬ 
steuer herangezogen worden sind, als Gewerbe¬ 
ertrag behandelt, so kann insoweit der Antrag auf 
Festsetzung des Steuermeßbetrags innerhalb der 
Rechtsbehelfsfrist für den Gewerbesteuermeßbe¬ 
scheid gestellt werden, in dem diese Beträge erst¬ 
mals als Gewerbeertrag erfaßt worden sind. 

Abschnitt IV 
Zerlegung 

§28 

Allgemeines 

Sind im Erhobungszeltraum Betriebstätten zur 
Ausübung des Gewerbes in mehreren Gemeinden 
unterhalten worden, so ist der einheitliche Steuer- 
meßbetrag in die auf die einzelnen Gemeinden ent¬ 
fallenden Anteile (Zerlegungsanteile) zu zerlegen. 
Das gilt auch in den Fällen, in denen eine Betrieb¬ 
stätte sich über mehrere Gemeinden erstreckt hat 
oder eine Betriebstätte innerhalb eines Erhebungs- 
Zeitraums von einer Gemeinde in eine andere Ge¬ 
meinde verlegt worden ist. Betriebstätten, die nach 
§ 2 Abs. 6 Satz i nicht der Gewerbesteuer unter¬ 
liegen, sind nicht zu berücksichtigen. 

§ 29 

Zerlegongsmaßstab 
(1) Zerlegungsmaßsidb ist 

1. vorbehaitlich der Ziffer 2 das Verhältnis, in dem 
die Summe der Arbeitslöhne, die an die bei allen 
Betriebstätten {§ 28) beschäftigten Arbeitnehmer 
gezahlt worden sind, zu den Arbeitslöhnen steht, 
die an die bei den Betriebstätten der einzelnen 
Gemoinden beschäftigten Arbeitnehmer gezahlt 
w'-orden sind; 
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2. bei Wü ren ein/el ha Ilde] s unternehmen zur Hälfte 
das in Zitier 1 be/.eichnete Verhältnis und zur 
Hälfte das Verhältnis, in dem die Summe der in 
allen Betriebslätten (§ 28) erzielten Betriebsein¬ 
nahmen zu den in den Betriebstätten der einzel- 
n e n G e nu' i n d e n e rz i el len Betriebs einnahme n 
steht. 

(2) Bei der Zerlegung nach Absatz 1 sind die Be¬ 
triebseinnahmen oder Arbeitslöhne anzusetzen, die 
in den Betriebstätten der beteiligten Gemeinden 
(§ 28) während des Erhebungszeitraums (§14 Abs. 2) 
erzielt oder gezahlt worden sind. 

(3) Bei Erniiltlung der Verhältniszahlen sind die 
Betriebseinnahmen oder Arbeitslöhne auf volle 
1000 Deutsche Mark abzurunden. 

§ 30 

Zerlegung bei mehrgemeindlichen Betriebstätten 

Erstreckt sich die Betriebstätte auf mehrere Ge¬ 
meinden, so ist der einheitliche Steuermeßbetrag 
oder Zerlegungsanteil auf die Gemeinden zu zer¬ 
legen, auf die sich die Betriebstätte erstreckt, und 
zwar nach der Lage der örtlichen Verhältnisse unter 
Berücksichtigung der durch das Vorhandensein der 
Betriebstätte erwachsenden Gemeindelasten. 

§ 31 

Begriff der Arbeitslöhne für die Zerlegung 

Arbeitslöhne sind die Vergütungen im Sinne des 
§ 24 Abs. 2 bis 4 mit folgenden Abweichungen: 

1. Nach dem Gewinn berechnete einmalige Vergü¬ 
tungen (z. B. Tantiemen, Gratifikationen) sind 
nicht anzusetzen. Das gleiche gilt für sonstige 
Vergütungen, soweit sie bei dem einzelnen Ar¬ 
beitnehmer JO 000 Deutsche Mark übersteigen. 

2. Bei Unternehmen, die nicht von einer juristi¬ 
schen Person betrieben werden, sind für die im 
Betrieb tätigen Unternehmer (Mitunternehmer) 
insgesamt 24 000 Deutsche Mark jährlich anzu¬ 
setzen. 

3. (gestrichen) 

4. Bei Eisenbahnunternehmen sind die Vergütun¬ 
gen, die an die in der Werkstättenverwaltung 
und im Fahrdienst beschäftigten Arbeitnehmer 
gezahlt worden sind, mit dem um ein Drittel er¬ 
höhten Betrag anzuselzen. 

§32 

(gestrichen) 

§33 

Zerlegiing in besonderen Fällen 

(1) Führt die Zerlegung nach §§ 28 bis 31 zu 
einem offenbar unbilligen Ergebnis, so ist nach 
einem Maßstab zu zerlegen, der die tatsächlichen 
Verhältnisse besser berücksichtigt. In dem Zerle- 
gungsbe scheid hat das Fincinzcimt darauf hinzu wei¬ 
sen, daß bei der Zerlcigung Satz 1 angewendet wor¬ 
den ist. 


(2) Einigen sich die Gemeinden mit dem Steuer¬ 
schuldner über die Zerlegung, so ist der Steuermeß¬ 
betrag nach Maßgabe der Einigung zu zerlegen. 

§ 34 

Kleinbeträge 

(1) übersteigt der einheitliche Steuermeßbetrag 
nicht den Betrag von 20 Deutsche Mark, so ist er in 
voller Höhe der Gemeinde zuzuweisen, in der sich 
die Geschäftsleitung befindet. Befindet sich die Ge¬ 
schäftsleitung im Ausland oder in einem der in § 2 
Abs. 6 Satz 1 bezeichneten Gebiete außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes, so ist der 
Steuermeßbetrag der Gemeinde zuzuweisen, in der 
sich die wirtschaftlich bedeutendste der zu berück¬ 
sichtigenden Betriebstätten befindet. 

(2) übersteigt der einheitliche Steuermeßbetrag 
zwar den Betrag von 20 Deutsche Mark, würde aber 
nach den Zerlegungsvorschriften einer Gemeinde 
ein Zerlegungsanteil von nicht mehr als 20 Deut¬ 
sche Mark zuzuweisen sein, so ist dieser Anteil der 
Gemeinde zuzuweisen, in der sich die Geschäfts¬ 
leitung befindet. Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Ergibt sich im Rechtsmittelverfahren eine Er¬ 
höhung eines oder mehrerer Zerlegungsanteile, so 
sind die übrigen Anteile nicht zu kürzen, wenn die 
nach Absatz 2 ermittelten Kleinbeträge für die Er¬ 
höhung ausreichen. Insoweit unterbleibt die Zuwei¬ 
sung nach Absatz 2. 

§ 35 

Zerlegung bei der Lohnsummensteuer 

Erstreckt sich eine Betriebstätte über mehrere 
Gemeinden, so ist der unter Zugrundelegung der 
Lohnsumme berechnete Steuermeßbetrag durch den 
Unternehmer auf die beteiligten Gemeinden in ent¬ 
sprechender Anwendung der §§30 und 31 zu zerle¬ 
gen. Auf Antrag einer beteiligten Gemeinde setzt 
das Finanzamt den Zerlegungsanteil fest. 

Abschnitt V 

Gewerbesteuer der Reisegewerbebetriebe 

§ 35 a 

(1) Die Reisegewerbebetriebe unterliegen, soweit 
sie im Inland — mit Ausnahme der in § 2 Abs. 6 
Satz 1 bezeichneten Gebiete — betrieben werden, 
der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital. 

(2) Reisegewerbebetrieb im Sinne dieses Gesetzes 
ist ein Gewerbebetrieb, dessen Inhaber nach den 
Vorschriften der Gewerbeordnung und den Ausfüh¬ 
rungsbestimmungen dazu entweder einer Reisege- 
werbekarte bedarf oder von der Reisegewerbekarte 
lediglich deshalb befreit ist, weil er einen Blinden- 
waren-Vertriebsausv/eis (§ 55 a Abs. 1 Nr. 4 der Ge¬ 
werbeordnung) besitzt. Wird im Rahmen eines ein¬ 
heitlichen Gewerbebetriebs sowohl ein stehendes 
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Gewcvrbo als aut li (‘in betric^bori, so 

ist: (l('r B(4ri(4) in vollcsn IJmlaiic} als stc'hencies Ge- 
werbe zu bc'luiiicitVin. 

(3) 1 [('beberc'ehl.igl is!, die? Gemeinde, in der sich 
der Mil1(4|)nnkl. dc'r {jcwv(ntiiielien Tätigkeit be¬ 
finde t. 

(4) Ist im Ldutc' (k^s Iirh(4yungszei(raums der Mit¬ 
telpunkt dtM' gciW(!tbj[(ben Tätigkcvit von einer Ge¬ 
meinde in (viiK' aridere Gemeinde verlegt worden, so 
hat das Finanzamt den einheitlichen Steuermeß- 
betrag nach dem /eillichen Anteilen (Kalendermona- 
ten) an ( d ie b('len Iig I('n Ccine i n(1 cm zu zerlegen. 

Abschnitt VI 

Änderung des Gewerbesteuermeßbescheids 
von Amts wegen 

§ 35 b 

(1) Der Gcrwcyibc^steuermc^ßbescheid ist von Amts 
wegen (kirch einen neuen Bescheid zu ersetzen, 
wenn d e.r Hink om ni o. ns 1. c\ i er b esc4i(dd, der Körper- 
schaftsleuerljosdieid oder ein Feststelliingsbe- 
scheid geändert wird und di<' Änderung die Höhe 
des Gewinns aus Ch'wcn bebed riob oder des Einheits¬ 
werts des gewerbljchtm Betriebs berührt. Die Ände¬ 
rung des Gewinns aus (h^wei bebetrieb oder des 
Binheitswerls des gc^werb!iclien Bcd;riebs ist in dem 
neuen Gcwandyestein-rtncyßbescheid insoweit zu be¬ 
rücksichtigen, als si(^ die Hölio des Gowerbeertrags 
oder des Ge\v(ml)e.ka])iials Ixuanhußt. 

(2) Die Vorsduifieri des Absatzes 1 gellen auch 
für den Fall, daß den' Gev^^erbesteuermeßbescheid, 
der von Amts wegen durch einen neuen Bescheid 
zu ersetzen ist, bereits an an fechtbar geworden ist. 
Der Erlaß des nemen Gewcnbc’slcmermeßbescheids 
kann zurückgesteilt wc^rden, bis die Änderung des 
Einkommensteil(ubes(:liei cJ s, des KörperschafIsteuer- 
bescheids oder des Feststellungsbescheids unan¬ 
fechtbar geworden ist. Von dem Erlaß eines neuen 
Geworbesteuermeßbescheids ist abzusehen, wenn 
die Änderung nur geringfügig ist. 

Abschnitt VII 

Durchführung 

§35c 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu¬ 
stimmung des Hundesrates 

1. zur Durchführung des Gewerbesteuergesetzes 

Rechtsverordnungen zu erlassen 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) über die Ermittlung des Gewerbeertrags und 
des Gqwc. rbekapitals, 

c) über die Festsetzung der Sieuerraeßbeträge, 
soweit dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung und zur Vermeidung von Un- 
bi I [igkei 1 n in 1 TartcTälIen erforderlich ist, 


d) über die Zerlegung des einheitlichen Stcuer- 
meßbetrags und die Zerlegung bei der Lohn- 
sumraensteuer; 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung zu erlassen 

a) über die sich aus der Aufhebung oder Ände¬ 
rung von Vorschriften dieses Gesetzes erge¬ 
benden Rechtsfolgen, soweit dies zur Wah¬ 
rung der Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung 
oder zur Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen erforderlich ist, 

b) über die Steuerbefreiung von Krankenanstal¬ 
ten und Altenheimen des Bundes, eines Lan¬ 
des, einer Gemeinde oder eines Gemeindever- 
bandes sowie von anderen Krankenanstalten 
und Altenheimen, die in besonderem Maße 
der minderbemittelten Bevölkerung dienen, 

c) über die Steuerbefreiung der Einnehmer einer 
staatlichen Lotterie, 

d) über die Steuerbefreiung bei bestimmten klei¬ 
neren Versicherungsvereinen auf Gegensei¬ 
tigkeit im Sinne des § 53 des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versiehe- 
rungsunternehraungen, wenn sie von der Kör¬ 
perschaftsteuer befreit sind, 

e) über die Beschränkung der Hinzurechnung 
von Dauerschulden (§ 8 Ziff. 1, § 12 Abs. 2 
Ziff. 1) bei Kreditinstituten nach dem Ver¬ 
hältnis des Eigenkapitals zu Teilen des An¬ 
lagevermögens, 

f) über die Begriffsbestimmung des Warenein¬ 
zelhandelsunternehmens, 

g) über die Festsetzung abweichender Voraus- 
zahlungstermine, 

§ 35 d 

Neufassung 

Der Bundesrainister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern den Wortlaut des Gewerbesteuergesetzes 
und der dazu erlassenen Durchführungsverordnun¬ 
gen in der jeweils geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer Para¬ 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei Unstim¬ 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Abschnitt VIII 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 36 

Zeitlicher Geltungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist, 
soweit in den Absätzen 2 und 3 nichts anderes be¬ 
stimmt ist, erstmals anzu wenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 
und dem Gewerbekapital für den Erhebungszeit- 
raum 1974, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohnsummen, die 
nach dem 31. Dezember 1973 gezahlt werden. 

(2) Die Vorschriften des § 11 Abs. 2 sind erst¬ 
mals für den Erhebimgszeitraum 1975 anzuwenden. 
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(J) l'ür ErluJ)Uiigs7.o,ilräumo, die nach dem 31. De- 
zeniber 1973 utid vor (]oin 1. Jcirniar 1977 enden, er- 
niäßigl sich die SU‘U(yriru^ß/ahl für den Gewerbe¬ 
erl rag 

1. bei SUiaisbankcni, soweit sie Aufgaben staats- 

wirtsc;haftIicher Art orfü 11en, 

2. bei der DeutschcMi G(Mioss(Mischaftskasse 
auf 2,5 vom Hundcu t. 

§ 36 a 

Berichtigung von Gewerbesleuermeßbescheiden 
und Gewerbes teuer bescheiden 

(1) Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Ände¬ 
rung des Gewerbesteuerg('s('t/,es vom 30. Juli 1963 
(Bui)desgesetzbJ. f S. 5()3) ('rlassene, nach dem 
24. Januar 1962 rcM litskräftig gewordene Gewerbe- 
steiKU'nK'ßbesclieide für dic^ Erliebungszeiträume 
1949 bis 1961, die auf dem Vorschriften des § 8 
Ziff. 5 und 6 des Cn'wv'rbc'sixMiergc'st'tzc's in den vor 
dem Tnkrafttrtd:en des Änderiiiigsgc'setzes angewen- 
deten rassungen b('im]nm, sind auf Antrag des 
Steuerpflichtigen zu bcnichiigc'n. Sonstige den zu 
berichtigenden BeschcMrh'n ziuirunde liegende recht¬ 
liche Beurteilungen und t(d.sac;h]ichr: Feststellungen 
bleiben ma ßgcbcji d. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Gcwerbesleuermeß- 
bescheidc, dic^ vor dmn 25. Januar 1962 für die Erhe- 
bimgszeiträunie 1949 bis 1961 erlassc'n wurden und. 
gegen die wegen der Anwendung der in Absatz 1 
bezoichneten Vorscliritten form- und frisfgerecht 
Verfassungsbeschworde eingeiegI; worden ist. 

(3) Vor dem Inki aftlrieten. d(!s in Absatz 1 be- 
7ei c:h neteri A n d i) ru n g s g c: s e f.z (^ s e r 1 a s s('.n c G e w e rbe - 
stouermeßbesdnude für die Erhedrungszeiträume 
1949 bis 1961, di(^ auf d(m Vorschriftc'n des § 8 
Ziff. 5 und 6 des CJewcri beslcuergestdzes in den vor 
dem Inkraftlretcrn des Änd(‘i nngsgesetztv-; amgewen¬ 
deten Fassungen berufum, sind auf Antraci der hebe- 
bercchtigton Gomoinde{n) zu berichtige]!, wenn die 
auf den Gewerbestcmermcrßbescheidon beruhenden 
Gewerbesteuerbescheide auf Grund dc^s § 79 Abs. 2 
des Gesetzes über das Bandesverfassungsgericht 
in der Fassung der Bekcinntmadning vom 3. Fe¬ 
bruar 1971 (Bundf'sgcsolzbL I S. 105), zuleizt ge¬ 
ändert durch das Einführiirujsgc'setz /am Strafgesetz¬ 
buch vom‘2. März 1974 (Bundesgeselzbl. I S. 469), 
nicht mehr vollstreckbar sind. .Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. In den PäHen dos § 28 isl § 387 Abs. 2 
der Reichsabgabenordnung mit dcrr Maßgabe anzu¬ 
wenden, daß nur der ZerlegungsantcJl der Gemeinde, 
die den Antrag nach Satz I gestellt hat, zu ändern 
ist. Der neue Zorlegungsanleii darf den nach der bis¬ 
herigen Zerlegung aul die Gemeinde entfallenden 
Anteil nicht übersteigen. Im übrigen bleibt die bis¬ 
herige Zerlegung unborülrrl. Ist nach § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Änderung dos Geworbesteuerrechts 
vom 27. Dezember 1951 (Bvindesgesetzbl. I S. 996) die 
Festsetzung und Erh(4)ung der Gow(U‘besteu.er dem 
Finanzamt belassen oder übertragen worden, so kann 
das Finanzamt die Borichf igung des Gewerbesteuer- 
meßbescheids nach Satz 1 und die Änderung der Zer¬ 
legung nach den Sätzen 3 bis 5 bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1963 von Arnis wegen vornehmen. 


(4) Die Berichtigung vor dem 25. Januar 1962 
rechtskräftig gewordener Gewerbcsteuermeßbe- 
scheide und Gewerbesteuerbescheide kann nicht mit 
der Begründung verlangt werden, daß § 8 Ziff. 5 und 
6 des Gewerbesteuergesetzes in den vor dem 25. Ja¬ 
nuar 1962 angewendeten Fassungen nichtig sei. 

(5) Die Anträge nach den Absätzen 1 bis 3 sind 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 1963 schriftlich zu 
stellen oder zur Niederschrift zu erklären, 

§36b 

Erstattung von Gewerbesteuer 

Nach dem 24. Januar 1962 gezahlte oder beige- 
friebene Beträge für Gewerbesteuer, die in einem 
vor dem 25. Januar 1962 rechtskräftig gewordenen 
Gewerbcsteuerbescheid festgesetzt worden sind, 
sind auf Antrag des Steuerpflichtigen insoweit zu 
erstatten, als die Steuerbeträge ohne Anwendung 
der Vorschriften des § 8 Ziff. 5 und 6 des Gewerbe- 
steuergesetzes in den vor dom 25. Januar 1962 ange- 
Vv’eiicleten Fassungen nicht zu entrichten gewesen 
wären. Den' Antrag ist bis zum Ablauf des 31. De¬ 
zember 1963 schriftlich zu stellen oder zur Nieder¬ 
schrift zu erklären. 

§ 36 c 

Lohnsummensteuer 

(1) Gehälter und sonstige für eine Beschäftigung 
im Betrieb gewährte Vergütungen im Sinne des § 8 
Ziff. 3 bis 6 des Gewerbesteuergesetzes in den je¬ 
weils angewendeten Fassungen gehören für die 
Rechnungsjahre 1949 bis 1961 nicht zur Lohnsumme 
(§ 24), soweit sie bei der Ermittlung des Gewerbe¬ 
ertrags hinzugerechnet sind. 

(2) Soweit die in Absatz 1 bezeichneten Gehälter 
und sonstigen Vergütungen bei der Ermittlung des 
Gewerbeerlrags für die Erhebungszeiträume 1949 
bis 1961 nicht hin zugerechnet sind, gehören sie für 
die Rechnungsjahre 1949 bis 1961 zur Lohnsumme. 
Die hebeberechtigte Gemeinde kann die Festsetzung 
des Steuermeßbetrags nach der Lohnsumme bean¬ 
tragen, die sich unter Einbeziehung dieser Gehälter 
und sonstigen Vergütungen ergibt (§ 27 Abs. 1). Der 
Antrag ist innerhalb der Rechtsmittelfrist für den 
Gewerbesteuermeßbescheid zu stellen, in dem die 
Ilinzurechnung der bezeichneten Gehälter und son¬ 
stigen Vergütungen unterblieben ist. 

(3) Absatz 2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend in den 
Fällen des § 36 b. Der Antrag ist innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang des Antrags auf Erstattung 
der Gewerbesteuer nach § 36 b Satz 1 oder nach 
rechtskräftiger Feststellung des Erstattungsan¬ 
spruchs zu stellen. 

§ 36 d 

Zeitlicher Geltungsbereich für das Saarland 

Befand sich bei Ablauf des 5. Juli 1959 die Ge¬ 
schäfts! eitimg eines Unternehmens oder bei einem 
Reisegevferbebetrieb der Mittelpunkt der gewerb¬ 
lichen Tätigkeit im Saarland, so tritt bei Anwen¬ 
dung des § 36 Abs. 2 und des § 36 a Abs. 1 bis 3 an 
die Stelle der Erhebungszeiträume 1949 und 1957 je¬ 
weils der Erhebungszeitraum 1959/60. 



Nr. 9G Tag der Ausgabe: Bonn, den 21. August 1974 


1985 


§ 37 

Berlin-Klausel 

Dieses Gescd./, gill nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Drilten überltritungsgesel/.es vom 4. Januar 


1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset¬ 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Verordnung 

über die Fremdenverkehrsgebiete im Sinne des § 3 Abs. 2 
des Investitionszulagengesetzes 
(Fremdenverkehrsgebietsverordnung) 

Vom 14. August 1974 


Auf Grund (](‘s § 3 Abs. 2 dos invoslitionszulageii- 
gosetzes in der Fassung der B(?kannl:machung vorn 
12. Oktober 1973 (Bundesgesetzb]. T S. 1493) verord¬ 
net die Bundesregierung mit Zusthnniung des Bum 
desrates: 

§ 1 

(1) Fremdemv(‘rk(dnsgebiolo nn Sinrn; des § 2 | 
Abs. 2 Nr. 1 des Investitionszulagcmgesetzes. sind | 
die Gebiete, die am I. .lanvurr 1974 zu den in Ab- : 
schnitt IV der ]3<‘künnl::m(.u hung der Regelungen, ^ 
P’ordergebietc', Scivvverpunkl.orte mit, ihren Förde- 
rungshöchstsäIzcm und Frerndenverkehrsgebiete des 
dritten Rabnnmirla ns clc'c Gemeinscheddsaufgabe 
„ Verbc s s e ru n g (1 er ni g i ona 1 c; n Wi rts cha ft.s s truktur" 
vom 27. Februar 1974 (Bundesanzeiger Nr. 79 vom 
26. April 1974) bezeichn,eien Landkreisen, kreis¬ 
freien Städten und Gemeinden gehörten, soweit 
die.se l'örderungsbedürflige Gebiete im. Sinne des 
§ 3 Abs. 1 des Tnvestitionszulagengesetzes sind. 


(2) Zu den Fremdenverkehrsgebieten gehören 
auch Geländeilächen, die durch Auf Spülung, Ein¬ 
deichung oder andere Maßnahmen gewonnen wor¬ 
den sind oder gev/onnen werden und nach dem 
1. Januar 1974 in eine der in Absatz 1 bezeichneten 
Gebietskörperschaften eingegliedert worden sind 
oder eingegliedert werden. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt. I S. 1) in Verbindung mit § 7 des Investitions- 
zulagengesetzes auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 29. Juni 
1973 in Kraft. 


Bonn, den 14. August 1974 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Genscher 


Für den Bundes minister der Finanzen 
Der Bundesminister für Wirtschaft 
Fr ideri chs 
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Verordnung 

zur Änderung der Brennereiordnung 
Vom 15. August 1974 


Auf Grund des § 47 Abs. 1 und der §§ 57 und 178 
Sülz 1 des Gesol/.es über das Brarailweinmonopoi 
vom 8. April 1922 (Roichsgesel/bL I S. 335, 405), zu¬ 
letzt geändert durcl) das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 469), in Verbindiuig mit Artikel 1,29 Abs. 1 
des Grundgesetzes wird folgendes verordnet: 


Artikel 1 

Die Anlcige 1 der Grundbesliirimungen zum Ge¬ 
setz über das Branutwf'jnnionopol vom. 12. Septem¬ 
ber 1922 (Zentralblütt für das Deutsche Reich 

S. 707) — die Brennereiordnung -., zuletzt geändert 

durch die Verordnung zur Änderung der Brennerei¬ 
ordnung vom 6. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 572), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 5 erhält folgende lüissung: 

«§5 

(1) Lündwirlschaftliche Verschlußbrennereien 
verlieren diese Eigenschaft nicht dadurch, daß 
sie vorübergehend .selbstgewonnene Obststoffe 
(§ 2 Abs. 4) verarbeiten, wenn die im Betriebs- 
Jahr aus diesen Stoffen erzeugte Weingeist¬ 
menge nicht mehr als 10 Hundert teile der Jah- 
reserzougung heJräfjt (Zwischenbeirieb). Die 
Oberrinanzdireklion kann Ausnahinen von die¬ 
se r B e s ch r ä n k u n g z u lass c. n. 

(2) Landwirtschaftliche Abfindungsbrennerei- 
eti können oline Wechsel der Brennereiklasse 
se 1 b stg c wo n n (‘ n<' 01) stst(> ffe ve ra r bevi ten," 

2. § 17 e rh ä 11. f o 1 (j (' n d c: I ■ a s s u n g: 

„§ 17 

(1) Soll der Feinbrand ln elncu’ Zeit erfolgen, 
für die eine AbfiadungsannieJtlung nicht abge¬ 
geben wird, so ist dies der Dienststelle des 
riauptzollarnls, die die Steuoraufsicht aiisübt, 
spätestens 3 Werktage vor dem beabsichtigten 
Betriebsbeginn nach vorcjeschricdienern Muster 
in doppoltcvr Auslertigung anzuniclden. Die 
Dienststelle des riaupi.zollamls, die die Steuer- 
diilsicht ausiibt, ('rtedi; (‘ine Genehmigung, Sie 
kann, die angerneidctc BelrictbszcMt auf die zur 
Durchführung des Fein brandes angemessene 
und erforderliche Zeit beschränken. 

(2) Ordnungswidrig ira Sinne des § 128 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzc's handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig der AD5nckle]>nicht nach Absatz 1 
Satz 1 ’zuwlderhandelt." 


3. § 128 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Vom Zeitpunkt der Mitteilung oder der öf¬ 
fentlichen Bekanntmachung ab ist der festge¬ 
setzte Ausbeutesatz der Berechnung der ab- 
gabenpfiiehtigen Weingeistmenge zugrunde 
zu legen." 

b) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle des § 170 a Abs. 4 Satz 1 ist der 
festgesetzte Aasbeutesatz auch bei Steuer¬ 
oder Ablieferungsbescheiden anzuwenden, 
für die in der Brenngenehmigung die Berech¬ 
nung der abgabenpflichtigen Weingeistmen¬ 
ge Vorbehalten ist." 

4. § 132 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Abfindung auf die Mindestmenge 
wird in dem Steuer- oder Ablieferiingsbescheid 
die Weingeistmenge, die nach dem zutreffenden 
Aiisbeutesatz (§ 120) hergestellt w^erden kann, 
mit der Verpflichtung festgesetzt, daß der Bren¬ 
nereibesitzer den gesamten erzeugten Brannt¬ 
wein zur Abfertigung vorzuführen hat." 

5. § 139 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In Brennereien, die mehlige Stoffe ver¬ 
arbeiten, darf nur von 6 bis 20 Uhr einge¬ 
maischt werden (Maischfrist). In Einzelfällen 
kann die Dienststelle des Hauptzollamts, die 
die Steueraufsicht ausübt, Abweichungen zii- 
Idssen, Sie kann aber auch Beschränkungen 
auf das notwendige Maß anordnen." 

b) ln den Absätzen 2 und 3 werden die Worte 
„der Oberfinanzpräsident" durch die Worte 
„die Oberfinanzdirektion" ersetzt. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

,, (4) Ordnungswidrig im Sinne des § 126 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes handelt, wer vor¬ 
sätzlich oder fahrlässig außerhalb der Frist 
des A.bsatzes 1 Satz 1 einmaischt oder einer 
vollziohbarcn Anordnung nach Absatz 1 
Satz 3 zuwiderhandelt." 


G. § 161 wird vAe folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 5 wird A..bsatz 4. 
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c) Der letzte Satz des runieti Absatzes 4 erhält 
io lg ende Fassung: 

„Die Dienststelle des Hauptzollamts, die die 
Steueraufsieht aus übt, kann Ausnahmen zu- 
lassen." 

d) Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Ordnungswidrig Im Sinne des § 126 
Abs. 2 Nr. 2 des Geset'/c^s handelt, wer vor- 
sälziich oder fahrlässig einer Vorschrift des 
Absatzes 1 oder des Absatzes 4 Satz 1 oder 2 
über die Aufbewahrung der Rohstoffe oder 
Ke n nzc i ch nung d e r Au f be w a hrun gsgefäße 
zuwiderhandelf J' 

7. § 162 Abs. 3 erhält foigende Fassung: 

„(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 126 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer Vorschrift des Absatzes 1 oder 
2 über die Maischfrist oder die Behandlung der 
Maische zuwiderhandelt." 

8. § 163 wird wie folgt geändert; 

a) In Satz 2 werden die Worte „von der Zoll¬ 
stelle festgesetzten Abfindungsanraeldung" 
durch das Wort „Brenngenehmigung" er¬ 
setzt. 

b) In Salz 3 werden die Worte „den Aufsichts¬ 
oberbeamten" durch die Worte „die Dienst¬ 
stelle des Flauptzollamls, die die Steuerauf¬ 
sicht ausübt," ersetzt. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 126 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes handelt, wer vor¬ 
sätzlich oder fahrlässig entgegen Absatz 1 
Satz 1 außerhalb der Brennfrist brennt oder 
entgegen Absatz 1 Satz 2 Roh- oder Fein- 
brenngeräte außerhalb der in der Brennge- 
n ehm igii n g v o r g e sch r ie be n e n Betriebszeit 
beniitzt." 

9. § 168 erhält folgende Fassung: 

„§ 168 

(1) Die Merstollung von Branntwein unter Ab¬ 
findung und die Reinigung des gewonnenen 
Rohbrandes (Lutter) ist init einer Abfindungsan¬ 
meldung nach vorgeschriebenem Muster in dop¬ 
pelter Ausfertigung auzumelden. Die Erstausfer¬ 
tigung der Abfindungsanmeldung ist spätestens 
fünf Werktage vor der Betriebseroffnung {§ 134 
Abs. 2) der zuständigen Zollstelle einzurcichen. 
Die Zwei laus fertigung verbleibt in der Brenne¬ 
rei und ist zusammen mit der Brenngenehmi¬ 
gung (§ 170) bis zura Ende des angemeldeten Be¬ 
triebs, im Falle des § 132 bis zur Abfertigung 
des Branntweins, für die Dienststelle des Haupt- 
zollarats, die die Steueraufsicht ausübt, bereit¬ 
zuhalten. 

(2) Wenn nur selbstgewonnene Stoffe verar¬ 
beitet werden dürfen, ist in der Abfindungsan- 
.meldung eine Versicherung ab/ugeben, daß die 
Stoffe selbst gewonnen sind. Soll Branntwein, 


der aus anderen Stoffen als aus Wein, Steinobst, 
Beeren oder Enzianwurzeln hcrgesteilt wird, 
von der Bundesmonopolverwaltimg übernom¬ 
men werden, so ist dies in der Abfindungsan- 
meldimg anzumelden. Ferner ist anzumelden, 
wenn in Obstbrennereien fremde Rohstoffe im 
Lohn verarbeitet werden sollen. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 126 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer Anmeldepflicht nach Absatz 2 
zuwiderhandelt." 


10. § 169 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In einer Abfindungsanmeldung können 
die Herstellung von Branntwein aus ver¬ 
schiedenen Rohstoffen und die Reinigung 
des Rohbrandes (Lutter) für beliebige Zeitab¬ 
schnitte eines Kalendermonats angemeldet 
werden. Werden mehlige Rohstoffe am Ende 
eines Kalendermonats lediglich gemaischt, 
so ist der Betrieb in der Abfindungsanmel¬ 
dung für den folgenden Kalendennonat anzu¬ 
melden." 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Die Rohstoffe sind nach Gattung und 
Menge anzumelden. Sollen Gemische ver¬ 
schiedener Rohstoffgattungen verarbeitet 
werden, so sind die einzelnen Mischungsbe¬ 
standteile der Gattung nach anzumelden." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und er¬ 
hält folgende Fassung: 

„(4) Im Falle der Materialüberwachung ist 
der gesamte Inhalt eines Vorratsgefäßes zum 
ununterbrochenen Abtrieb anzumelden. Die 
Dienststeiie des Hauptzollamts, die die Steu¬ 
eraufsicht ausübt, kann Ausnahmen zulas¬ 
sen." 

11. § 170 erhält folgende Fassung: 

„§ 170 

(1) Auf Grund der Abfindungsanmeldung er¬ 
teilt die zuständige Zollstelle eine Brenngeneh¬ 
migung oder einen Zurückweisungsbescheid. 

(2) Die zuständige Zollstelle kann die ange¬ 
meldete Bi^enndauer und die Zahl der Abtriebe 
kürzen, wenn sie über das Betriebsbedürfnis der 
Brennerei hinausgeht. Nach Erteilung der 
Brenngenehmigung steht diese Befugnis der 
Dienststelle des Hauptzollamts, die die Steuer- 
aufsicht ausübt, zu. 

(3) Abfindungsanineklungen, die verspätet 
eingegangen sind (§ 168 Abs. 1) oder wesentli¬ 
che Mängel auf weisen, weist die Zollstelle zu¬ 
rück. Das Gleiche gilt, wenn der angemeldete 
Betrieb v/egen Art oder Menge der Rohstoffe 
nach § 9 Abs. 4 oder § 116 a Abs. i zum Verlust 
der Abfindungsvergünstigung führen würde." 
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12. Bs wird fol(j{'nd('i' ikuicu § 1 70 <i (‘ingcd'ügl;; 

„§17()a 

(1) Ist der Ibauiiiw(‘in zur übeniahnie durch 
die Birnd(}snH)fU)|)oIv<‘r\v.iItung angomeldct, er- 
roclrnei die Zollslelk* aus der angemeldeten 
M('nge der Roh.stofk' und dem Ausbeutoscilz 
(§ 120) di(' Wc'ingeisimerujc* und erleilt einen 
A b (i f (^ r 11 n g s besch {4 d. A 11 d cu'n 1 a 1 i .s errechnet sie 
den Brdnnt.w<4nauis(:hi(ig und ('rteill einen Steu¬ 
erbescheid. 

(2) Werden (leniisclu^ aus verschiedenen Roh¬ 
stoffen verari)f4k‘i, so ist der Berechnung der 
Weingeistineng(* d(u Rohstoff zugrunde zu le¬ 
gen, für den der höchste Ausbeutesatz gilt. 
Wird Brunntwcrin, d('r aus einem Gemisch ver- 
schiedemer Rofislotk- liergestellt wird, zur über- 
jidhine dureb (tic^ Bundesnionopoiverwaltung an- 
gemeldcd;, so ist die Aruneldung zurückzuwei¬ 
sen, Avenn das Goniiscdi nur Wein, Steinobst, 
Beeren och.u" Linzianwui/ein enthält. 

(3) Die W(.4ng(us}menge, die sich aus dem 
Ausbeulesalz ergibt, wiifl auf 0,1 Liter gerundet. 
Bruchteile unter 0,1 Liier werden außer Betracht 
gelassen, wenn si(' wenigen als 0,05 Liter betra¬ 
gen, andernfaris als 0,1 Liier arigesetzt. 

(4) Ist der Ausbcniicssalz besonders zu ermit¬ 
teln, so wird den' Shnien- oder Ablieferungsbe¬ 
scheid ersl na cf] Lestsetzung des Ausbeutesat¬ 
zes erleilt. In djc.'seMn Falle erhält der Brennerei- 
bcsitzer zunäe fist nur eine' Brenngenohmigung. 

(5) Wird von den: Zoll siedle Vorausbezahlung 
des ßranntwein<nifse hldgs verlangt (§ 80 Abs. 3 
des Gesetzes), se) enhält der Brennereibesitzer 
eine Brenngenehmigung, die hinfällig wird, 
wemn der Brannl we'inaufschlag nicht vor der Be- 
trie^bseröffnung entrichtet wirel." 

13. § 171 erhält fokje'nele Fassung: 

.§ 171 

(1) Der Brennereibesifzer darf die Abfindimgs- 
anraeldung zurück nehmen, wenn er den Betrieb 
noch nichl eröffnet hat. Er hat die Zurücknahme 
in der Brenngenehmiguiig oder, soweit eine sol¬ 
che noch nicht erteilt ist, im Zweitstück der 
Abfindungsanmeldung zu vermerken, die 
Dienststelle des ilauptzollamts, die die Steuer¬ 
aufsicht ausübt, oder die örtliche Zollstelle un¬ 
verzüglich zu benachrichiigen und das Zweit¬ 
stück der Abfindungsanmeldung sowie die 
Brenngenehmigung der Dienststelle des Haupt- 
zollamls, die die Steuerauisir hl ausübt, zurück¬ 
zugeben. 

(2) Muß der angenjeldele Betrieb nach seiner 
Eröffnung unterbrochen oder geändert werden, 
so hat der Brennereibesil.zer dies sofort unter 
Angabe des Grundes und der Zeit in der Brenn¬ 
genehmigung zu verin(rrken und der Dienststelle 
des Hauptzollamls, die die Steuer auf sicht aus¬ 
übt, oder der örtlichen Zollstelle unverzüglich 
fnündlich od(U' lernfnündlich anzuzeigen. Die 
Dienstslelle des 1 hjuplzoflamls, die die Steuer¬ 


aufsicht aiisübt, stellt den Sachverhalt fest und 
veranlaßt die Neufestsetzung der Weingeist¬ 
menge und des B rannt wein auf Schlags durch die 
zuständige Zollstelle. 

(3) Geht bis zum angemeldeten Zeitpunkt des 
Betriebsbeginns weder die beantragte Brennge¬ 
nehmigung noch eine Zurückweisung der Abfin¬ 
dungsanmeldung ein und wünscht der Brenne¬ 
reibesitzer trotzdem den Betrieb zu eröffnen, so 
ist die Dienststelle des Flauptzollamts, die die 
Steueraufsicht ausübt, unverzüglich zu unter¬ 
richten. Sie kann im Vorgriff eine formlose vor¬ 
läufige Brenngenehmigung erteilen, die der 
Brennereibesitzer im Zweitstück der Abfin- 
dungsamneldung zu vermerken hat. Der Brenn- 
betrieb ist dann entsprechend der vorläufigen 
Brenngenehmigung durchzuführen. Wird die 
Abfindung sanmeldung von der zuständigen 
Zollstelle zurückgewdesen, so ist auch die vor¬ 
läufige Brenngenehmigung hinfällig. In diesem 
Fall trägt der Brennereibesitzer die Rechtsfol¬ 
gen, es sei denn, die Abfindungsanmeldung ist 
aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, zu¬ 
rückgewiesen worden. 

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 126 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer Anzeicjepflicht nach Absatz 1 
Satz 2 oder Absatz 2 Satz 1 ziiwiderhandelt." 


14. § 171 a wird gestrichen. 

15. § 172 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 172 

Wird Branntwein zur Übernahme durch die 
Bundesmonopolverwaltung angemeldet, so hat 
die Zollstelle nach Eingang der Ablieferungsbe¬ 
scheinigung zu prüfen, ob die angemeldete 
Menge abgeliefert worden ist. Für die nicht ab¬ 
gelieferte Weingeistmenge wird der Brannt¬ 
weinaufschlag angefordert, der zu erheben 
gewesen wäre, wenn der Brennereibesitzer 
den Branntwein zur Versteuerung angemeldet 
hätte.“ 

16. In § 174 werden die Absätze 4 und 5 gestrichen. 

17. § 175 wird wie folgt geändert: 

In den Absätzen 1 und 2 wird das Wort „Zoll¬ 
stelle“ durch die Worte „Dienststelle des 
Hauptzollamts, die die Steueraufsicht ausübt," 
ersetzt. 


18. § 178 erhält folgende Fassung: 

„§ 178 

(1) Wird der Betrieb in einer Brennerei einge¬ 
stellt, so ist die Brennereianlage von der Dienst¬ 
stelle des Hauptzollamts, die die Steueraufsicht 
ausübt, durch geeignete Maßnahmen gegen un¬ 
befugtes Benutzen zu sichern. 
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(2) Können Sieheriings- und Verschlußeinrich¬ 
tungen der Ikennoroianlago nicht bis zum ange- 
moidelcn Zcutpunkt der Inbetriebnahme von der 
Dionststelle dos Hauplzollamts, die die Steuer¬ 
aufsicht ausübt, entfernt werden, darf sie der 
Brennereibesitzer selbst entfernen. Er hat dies 
im Befundbuch (§ 185) zu vermerken." 

19. Die §§ 180 bis 183 werden gestrichen. 

20. § 185 erhalt folgende Fassung: 

.§ 185 

In der Brmrnerei wird ein Befundbuch nach 
vorgeschriebenem Muster ausgehigt." 

21. § 186 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 und 3 und in Absatz 2 
Satz 2 sind die Worte „Roichsmonopolver- 
waltung" und „Reichsmonopolamt" durch 
die Worte „Bundesinonopolverwaltung" und 
„Bundesrnonopolamt" zu ersetzen. 

b) In Absatz 3 wird in Satz 1 das Wort „Reichs¬ 
monopolverwaltung" durch, das Wort „Bun- 
desmonopolVerwaltung" ersetzt, Satz 2 wird 
gestrichen. 


22. § 212 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Abfin¬ 
dungsanmeldung" durch die Worte „des Ab¬ 
lieferungsbescheides" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „be¬ 
scheinigen die Ablieferung in der Abfin¬ 
dungsanmeldung" durch die Worte „bestäti¬ 
gen dies in der Ablieferungsbescheinigung" 
ersetzt. 

23. In § 222 wird Absatz 2 gestrichen. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
überleitungsgesetzcs vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Ge¬ 
setzes zur Änderung des Gesetzes über das Brannt¬ 
weinmonopol vom 5. April 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 224) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1974 ia 
Kraft. 


Bonn, den 15. August 1974 


Der Bundesminister der Finanzen 
In Vertretung 
Dr. Hiehle 
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Anordnung 

über die Ernennung und Entlassung der Bundesbeamten im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Verkehr 

Vom 7. August 1974 


1. Auf Grund der Nummer 1 Buchstabe b der An¬ 
ordnung des Bundespräsidenten über die Ernen¬ 
nung und Entlassung der Bundesbeamten und 
Richter im Bundesdienst vom 28. Februar 1972 
(BundesgesetzbL I S. 288) wird Abschnitt II Buch¬ 
stabe a meiner Anordnung vom 7. August 1969 
(BundesgesetzbL IS, 1315) wie folgt gefaßt; 

„a) der Deutschen Bundesbahn der Besoidungs- 
ordnung A auf den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn mit dem Recht, diese Befugnis 
liinsichtlich der Beamten bis zur Besoldungs¬ 
gruppe A 11 auf die unmittelbar nachgeord- 
neten Behörden weiter zu übertragen,". 

2. Diese Anordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt meine Anordnung vom 
10. Marz 1972 (BundesgesetzbL I S. 498) außer 
Kraft, 


Bonn, den 7. August 1974 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Ruhnau 
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Übersicht 

über den Stand der Bundesgesetzgebung 

Die 282. Übersicht über den Stand der Bundesgesetzgebung, abgeschlossen am 
31. Juli 1974, ist im Bundesanzeiger Nr. 151 vom 16. August 1974 erschienen. 

Diese Übersicht enthält bei den aufgeführten Gesetzesvorlagen 
alle wichtigen Daten des Gesetzgebungsablaufs 
sowie Hinweise auf die 

Bundestags- und Bundesrats-Drucksachen 
und 

auf die sachiich zuständigen Ausschüsse des Bundestages. 

Verkündete Gesetze sind nur noch in der der Verkündung folgenden Übersicht 
enthalten. 


Der Bundesanzeiger Nr. 151 vom 16. August 1974 kann zum Preis von 0,55 DM (einschl. Versand¬ 
gebühr) gegen Voreinsendung des Betrages auf das Postscheckkonto „Bundesanzeiger“ 
Köln 834 00-502 bezogen werden. 
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